Beſondere Beilage zu A 5 des Reichs⸗Geſetzblatts. 


Aichordnung für das Deutſche Reich. 


Vom 27. Dezember 1884. 
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Auf Grund der Maaß⸗ und Gewichtsordnung vom 17. Auguſt 1868 (Bundes- 
Geſetzbl. S. 473) und des Geſetzes vom 11. Juli 1884, betreffend die Abänderung 
der Maaß und Gewichtsordnung vom 17. August 1868 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 115), 
erläßt die Kaiſerliche Normal⸗Aichungs⸗Kommiſſion — unter Aufhebung der 
Aichordnung vom 16. Juli 1869 (Bundes ⸗Geſetzbl., Beilage zu Nr. 32) und der 
Bekanntmachung vom 23. Februar 1870 (Bundes⸗Geſetzbl., Beilage zu Nr. 29), 
ſowie der ſämmtlichen Ergänzungen und Nachträge zu jener Aichordnung, jedoch 
mit Ausſchluß der auf Medizinalwaagen und Medizinalgewichte bezüglichen Bekannt⸗ 
machungen vom 17. Juni 1875 und vom 24. Oktober 1882 (Centralbl. für das 
Deutſche Reich von 1875 S. 374 und von 1882 S. 418) — die nachſtehende 


Aichordnung. 


Erſter Abſchnitt. 


Material, Geſtalt, Bezeichnung und ſonſtige Beſchaffenheit der zur 

Aichung zuzulaſſenden Maaße und Meß werkzeuge, Fäſſer, Ge⸗ 

wichte und Waagen; bei der Aichung innezuhaltende Fehlergrenzen 
und Ausführung der Stempelung. 


J. Cängenmaaße. 


Ser, 
Zuläſſige Maaße. 

Zuzulaſſen find Maaße von 0,1, von 0,2 und von 0,5 Meter, ſowie von 
1 Meter aufwärts bis zu 10 Meter in Abſtufungen von je 1 Meter, und von 
10 Meter aufwärts bis zu 25 Meter einſchließlich in Abſtufungen von je 5 Meter. 
Eintheilungen find nach ganzen und halben Metern, ſowie nach Zehnteln, 
Hundertſteln und Tauſendſteln dieſer beiden Maaßlängen zuläſſig. 

Reichs- Geſetzbl. 1885. 1. a 


F. 2. 
Material, Geſtalt und Einrichtung. 

Die Maaße ſollen aus Material von ſolcher Struktur ſowie in ſolcher 
Geſtalt und Querſchnittsgröße ausgeführt ſein, daß ihre Länge beim Gebrauch 
keine Schwankungen erfahren kann, welche die im Verkehr zu duldenden Fehler⸗ 
grenzen überſteigen. 

Zuläſſig ſind ſowohl End⸗ als Strichmaaße, und zwar: 

1. aus einem Stücke beſtehende Maaßſtäbe; 

2. aus mehreren Stücken beſtehende Maaße, für deren Zuſammenfügung 
in derjenigen gegenfeitigen Lage der beweglichen Theile, welche die nor⸗ 
male Länge des ganzen Maaßes ergiebt, eine genügende Stabilität 
geſichert iſt 

3. Bandmaaße aus Stahl. 

Für größere Längen als 10 Meter ſind nur Bandmaaße zuläſſig; für 
kleinere Längen als 1 Meter ſind Bandmaaße dagegen nicht zuläſſig. Für kleinere 
Längen als 0,5 Meter ſind auch Werkmaaßſtäbe, Langwaarenmaaßſtäbe und zu: 
ſammenlegbare hölzerne Maaße nicht zuläſſig (ſiehe F. 4). 

Bei Endmaaßen aus Holz, Elfenbein oder Material von ähnlicher Ober- 
lächenbeſchaffenheit bis einſchließlich 0,5 Meter abwärts ſind die Enden durch 
metallene Beſchläge von hinreichender Stärke zu ſchützen. 

Die Eintheilungsmarken auf den Maaßen dürfen durch Striche, Punkte, 
Stifte und dergleichen hergeſtellt werden. Alle Begrenzungen von Theillängen 
ſowie von Geſammtlängen ſollen jedoch ſo ſcharf und unzweideutig ſein, daß aus 
der Art der Markirung der Längen keine in Betracht der betreffenden Fehlergrenze 
merklichen Unſicherheiten beim Gebrauche hervorgehen können. Bandmaaße mit 
End⸗Ringen, deren Mittelpunkte oder deren Begrenzungsflächen in unzweideutig 
bezeichneter Weiſe die Enden des Maaßes bilden, ſind zuläſſig. 

Es iſt geſtattet, Maaße, welche den oben aufgeſtellten Anforderungen ent⸗ 
ſprechen, auch dann zu aichen, wenn dieſelben Theile zuſammengeſetzter Meß⸗ 
werkzeuge bilden. 


F. 3. 
Bezeichnung. 

Jedes Maaß ift auf mindeſtens einer ſeiner Seitenflächen, und zwar, wenn 
es auf einer oder mehreren dieſer Flächen Eintheilungen enthält, auf jeder der 
eingetheilten Flächen mit der deutlichen Bezeichnung ſeiner Länge nach Meter zu 
verſehen. 

Die Bezeichnung ſoll entweder mit dem vollen Worte Meter oder mit 
dem Buchſtaben m ausgeführt werden. 

Statt 0,5 darf auch ½ als Bruchbezeichnung zur Anwendung kommen. 
Bei den Bezeichnungen 0,2 und 0,1 darf nur die dezimale Form zur Anwendung 
kommen. 
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Die Bezifferung der auf einem Längenmaaße vorhandenen Unterabthei⸗ 
lungen des Meter darf nach Centimeter oder Millimeter ausgeführt werden, 
wobei die Hinzufügung der abgekürzten Bezeichnungen em für Centimeter, mm für 
Millimeter zu den bezüglichen Ziffern geſtattet iſt. 


F. 4. 


Innezuhaltende Fehlergrenzen. 
A. Fehlergrenzen für die Geſammtlänge. 


Die im Mehr oder im Minder zuzulaſſenden Fehler dürfen höchſtens 
betragen: 


1. bei metallenen Präziſionsmaaßſtäben, welche ſämmtlich nur 
aus einem Stücke beſtehen dürfen: 


bei einer Länge von 2 Meter. 0,2 Millimeter 
meer 0,1 ’ 
1 „ 0,5, 0,2 und 0,1 Meter. 0,05 


2. bei gewöhnlichen metallenen (aus einem oder aus mehreren 
Stücken beſtehenden) und von 0,5 Meter abwärts auch bei 
den aus Elfenbein, hartem Holz u. ſ. w. hergeſtellten Maaßen: 


bei einer Länge von 10 bis einſchließlich 7 Meter 3 Millimeter 
z s * s 6 z = 4 4 2 5 


. . . s 3 und 2 Meter kn en ii 5 
* 8 WeM&ü 7. 2.1.0.2 5 
. . 0,5, 0,2 und 0,1 Meter. / 


3. bei Werkmaaßſtäben aus Holz (Meßlatten), zu denen auch die 
zuſammenlegbaren hölzernen Maaße von mehr als 2 Meter 
Länge zu rechnen ſind, ſowie bei hölzernen Maaßſtäben für 
le welche letzteren nur aus einem Stücke beſtehen 

ürfen: 


bei einer Länge von 10 bis einſchließlich 7 Meter 6 Millimeter 
2 2 z z 6 [2 z 4 s 4 * 


[2 * B z 3 und 2 Meter BE EN re 2 * 
s s 5 s 1 Meter P ae 1 * 
s * s s 0 I 5 ů• 555565 15 4 * 


4. bei zuſammenlegbaren hölzernen Maaßen von 2 Meter oder 
kleinerer Länge: 


bei einer Länge von 2 Meteerr r. 2 Millimeter 
s s * s 1 Erkalten Tee 1 ” 
3 7 * s 0:5 „ „„ er . 1 


IV 
5. bei Bandmaaßen aus Stahl: 


bei einer Länge von 25 und 20 Meter 4 Millimeter 
2 z z 7 15 z 10 EEE LEER 3 * 
9 bis einſchließlich 7 Meter 2 
el, 5 3 
3 Und 2 Meter 1 . 
„ un 8 


B. Fehlergrenzen für die Eintheilung. 

Der Fehler des Abſtandes irgend einer Eintheilungsmarke von dem nächſten 
Ende der Maaßlänge darf bei den Maaßen von mehr als 2 Meter Länge die 
Hälfte des zuläſſigen Fehlers der Geſammtlänge nicht überſchreiten. Bei den 
Maaßen von 2 Meter oder kleinerer Länge darf der Fehler des Abſtandes irgend 
einer Eintheilungsmarke von dem einen wie von dem anderen Ende der Maaßlänge 
den zuläffigen Fehler der Geſammtlänge nicht überſchreiten. Außerdem dürfen die 
Längen benachbarter Centimeter 

bei gewöhnlichen Maaßen nicht um mehr als 0,5 Millimeter, 

bei Nreägifiongmanfen nicht um mehr als 0,2 Millimeter, 
und die Längen benachbarter Millimeter 

bei gewöhnlichen Maaßen nicht um mehr als 0,2 Millimeter, 

bei Präziſionsmaaßen nicht um mehr als 0,1 Millimeter 
von einander verſchieden ſein. 

. 
Stempelung. 

1. Die Stempelung der gewöhnlichen Längenmaaße ($. 4 A Nr. 2 bis 5) 
erfolgt durch Aufdrücken oder Aufſchlagen, bei den größeren hölzernen Maaßſtäben 
auch durch Einbrennen des Stempels. Für jede Stempelung gewöhnlicher Längen⸗ 
maaße, welche gemäß den nachfolgenden Vorſchriften auf Stahl, Eiſen oder auf 
einem anderen Material von ähnlicher Härte und Oberflächenbeſchaffenheit zu er⸗ 
folgen haben würde, ſoll ein Pfropf oder eine Platte von weichem Metall, 
welches zur deutlichen Ausprägung des Stempels geeignet iſt, angebracht und in 
untrennbarer, nöthigenfalls durch Stempelung unveränderlich zu machender Weiſe 
befeſtigt ſein. 

Die Stempelung der Präziſtonsmaaße ($. 4 A Nr. 1) erfolgt durch Auf- 
ätzen des Präziſionsſtempels (F. 79). 

2. Die Stempelung zur Beglaubigung der Geſammtlänge erfolgt dicht an 
den Enden des Maaßes. Bei den mit Metallkappen verſehenen hölzernen Endmaaß⸗ 
ſtäben iſt ein Stempel auf die Endfläche jeder Kappe und ein zweiter entweder 
halb auf die Kappe und halb auf das Holz oder, wenn dies nicht thunlich, auf 
das Holz unmittelbar an der Kappe zu ſetzen. 

3. Bei den zuſammenlegbaren Maaßen ſind außer den Enden des Maaßes 
auch alle einzelnen in den Gelenken verbundenen Theile, und zwar womöglich fo 
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zu ſtempeln, daß dadurch die Zuſammengehörigkeit der Theillängen in der bei der 
Prüfung vorgefundenen Anordnung geſichert wird. Bei zuſammenlegbaren hölzernen 
Maaßen von 1 Meter und 0,5 Meter Länge iſt die Stempelung der Kappen auf 
der Endfläche nicht erforderlich. 

4. Falls die Enden von ſtählernen Bandmaaßen durch die Mittelpunkte 
oder durch die Begrenzungsflächen von beweglichen Ringen gebildet werden, iſt 
die Zugehörigkeit der Ringe zu den Maaßen und die Unveränderlichkeit der be⸗ 
treffenden Begrenzung des Maaßes durch Stempelung der Verbindungsſtellen 
der Ringe mit dem Maaße zu ſichern. 

5. Bei allen Maaßen, welche zwiſchen den Endſtrichen oder Endflächen 
irgend eine Eintheilung enthalten, iſt außer den obigen Stempelungen noch eine 
Stempelung der Eintheilungsfläche, und zwar in der Mitte der Eintheilung, 
möglichſt nahe an der Reihe der Eintheilungsmarken, auszuführen. Dieſe 
Stempelung iſt, wenn mehrere Seitenflächen eines Maaßſtabes eingetheilt ſind, 
auf jeder dieſer Eintheilungsflächen auszuführen. 

Iſt ein Maaß nicht durchweg mit gleichartiger, ſondern ſtellenweiſe mit 
engerer Eintheilung verſehen, ſo erfolgt die Beglaubigung der Prüfung der Ein⸗ 
theilungen durch Anbringung je eines Stempels in der Nähe der Mitte jeder 
ununterbrochen gleichartigen Eintheilung. 

6. Falls die Bezeichnung ſich nicht auf dem Maaße ſelbſt befindet, ſondern 
auf einem Schilde oder dergleichen an dem Maaße angebracht iſt, ſoll ihre Zu- 
gehörigkeit zu dem Maaße durch Stempelung geſichert werden. 


II. Flüſſigkeitsmaaße, Meßwerkzeuge für Flüſſigkeiten und Meßflaſchen. 
A. Flüſſigkeitsmaaße. 


F. 6. 
Zuläſſige Maaße. 
Zuzulaſſen ſind Maaße von folgenden Größen: 
20 Liter 
10 
5 


2 2 


2 
1 
0,5 
0,2 
0,1 
0,0 
0,0 
0,0 


n 


außerdem / 
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Material. 

Zuzulaſſen find Maaße aus Zinn oder aus ſolchen Zinnlegirungen, die 
mindeſtens fünf Sechstel reines Zinn enthalten; ſodann Maaße aus Meſſing, 
Bronze oder Kupfer, ſobald dieſelben innen vollſtändig und gut verzinnt ſind, 
ferner aus Weißblech ſowie aus vernickeltem oder mit Nickel plattirtem Stabl- 
oder Eiſenblech. Außerdem ſind Maaße aus Glas zuläſſig. 

F. 8. 
Geſtalt. 

Die Maaße von 2 Liter abwärts ſollen die Form eines Cylinders haben. 

Das Verhältniß des Durchmeſſers des Cylinders zu ſeiner Höhe ſoll ſein: 
bei 2 Liter, 1 Liter und ½ Liter Raumgehalt wie 1: 2 
Pei e - : 1:9 

Dieſe Beſtimmungen follen als hinreichend erfüllt gelten, ſobald die Durch- 
meſſer der Maaße weder im Mehr noch im Minder von den nach obigen Vor⸗ 
ſchriften berechneten Sollwerthen um mehr als 5 Prozent der letzteren abweichen. 

Abweichungen von der cylindrifchen Geſtalt find bis zu ſolchem Betrage 
geſtattet, daß bei dem oberen und dem unteren Durchmeſſer eines Maaßes die 
größten zuläſſigen Abweichungen von den Sollwerthen nach entgegengeſetzten Seiten 
ſtattfinden dürfen. 

Hiernach ergeben ſich für die Dimenſionen dieſer Maaße folgende Werthe 
in Millimeter: 


Raumgehalt uläſſige Grenzwerthe des 
d 5 6 Berechnete Werthe 8 N hmerfers 0 
Maaßes. der Höhe. des Durchmeſſers. größter. kleinſter. 
2 Liter 216,8 108,4 114 103 
N 172,1 86,0 90 82 
1 136,6 68,3 72 65 
M 104,8 55,1 58 52 


Bei den Maaßen von 0,2, 0,1, 0,05, 0,02 und 0,01 Liter Raumgehalt 
ſoll der Durchmeſſer des Cylinders gleich der Höhe ſein. 
Bezüglich geringer Abweichungen von dieſen Beſtimmungen und von der 
cylindriſchen Geſtalt gilt dasſelbe wie oben bei den Maaßen von 2 bis Liter. 
Hiernach ergeben ſich für die Dimenſionen dieſer Maaße folgende Werthe 
in Millimeter: 
Raumgehalt Berechneter Werth der Zuläſſige Grenzwerthe des 


des Höhe und des Durch⸗ Durchmeſſers: 
Maaßes. meſſers. größter. kleinſter. 
0,2 Liter 63,4 67 60 
0,1 = 50,3 53 48 
0,05 = 39,9 42 38 
0,02 : 29,4 | 28 
01 - 23,4 25 22 
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Maaße von 5, 10 und 20 Liter Raumgehalt find cylinder- oder tonnen⸗ 
förmig mit engerem cylindriſchen Halſe anzufertigen. 
Die Weite des Halſes darf bei Maaßen 
von 5 Liter Raumgehalt nicht mehr als 12 Centimeter, 
von 10 und 20 Liter Raumgehalt nicht mehr als 15 Centimeter 
betragen. 


g 
Bezeichnung. 

Die Bezeichnung hat durch deutliche Angabe des Raumgehalts nach Liter 
unter Hinzufügung des Wortes Liter oder des Buchſtabens L zu erfolgen. Die 
ſelbe iſt entweder auf dem Maaße ſelbſt einzugraviren oder aufzuſchlagen, was bei 
Blechmaaßen auch auf einer aufgelötheten Zinnſtelle geſchehen kann, oder auf einem 
aufgelötheten Schilde anzubringen, deſſen Zugehörigkeit zu dem Maaße durch 
einen zu ſtempelnden Zinntropfen zu ſichern iſt. Auf gläſernen Maaßen iſt die 
Bezeichnung durch Aetzen, Schleifen und dergleichen auszuführen. 

Für die Abſtufungen von 0,2 bis 0,01 Liter iſt die dezimale Bezeichnungs⸗ 
form, für das / Liter die gewöhnliche Bruchform anzuwenden; für das 0,5 Liter 
ſind beide Formen zuläſſig. 


$. 10. 
Sonſtige Beſchaffenheit. 

1. Die äußere Beſchaffenheit und die Stärke der Wände ſowie des 
Bodens der Maaße ſoll derartig ſein, daß die letzteren den beim Gebrauche un⸗ 
vermeidlich vorkommenden Einwirkungen genügenden Widerſtand leiſten und Ver⸗ 
letzungen als ſolche leicht erkennen laſſen. 

2. Für alle Maaßgrößen find ſolche Maaße geſtattet, bei denen der 
Flüſſigkeitsſpiegel der richtigen Füllung mit dem oberen Rande in einer Ebene 
liegt, und ſolche, bei denen er nahe unter dem Rande liegt. 

3. Bei beiden Arten von Maaßen ſind Ausgüſſe (Schnauzen) zuläſſig, 
welche bei den Maaßen erſterer Art zu dem Maaßraum gehören ſollen und bei 
den Maaßen letzterer Art in den Maaßraum hinabreichen dürfen. 

4. Bei denjenigen Maaßen, bei welchen der Flüſſigkeitsſpiegel der richtigen 
Füllung unter dem oberen Rande des Maaßes liegt, darf der Raumgehalt 
begrenzt werden: 

a. durch zwei einander gegenüberliegende Abflußöffnungen, 

b. durch eine Abflußöffnung und einen derſelben gegenüberliegenden Stift 

(Zäpfchen), 

e. durch eine Abflußöffnung und zwei um je ein Drittel des Umfanges 

von dieſer Oeffnung abſtehende Stifte, 


VIII 


d. durch zwei einander gegenüberliegende oder durch drei gleichmäßig auf 
dem Umfange vertheilte Stifte, 

e. bei gläſernen Maaßen durch zwei einander gegenüberliegende Strich⸗ 
marken, welche an der äußeren Fläche der durchſichtigen Glaswand an- 
gebracht ſind, und deren jede ſich mindeſtens auf ein Sechstel des 
Umfanges erſtreckt. 


Bei allen Begrenzungen durch Stifte ſoll der untere Rand der letzteren 
maßgebend fein; demgemäß ſollen die Enden der Stifte nach unten zugeſchärft fein. 


5. Alle metallenen Maaße, bei denen die Ebene des oberen Randes die 
Begrenzung des Maaßraumes bildet, ſollen am Rande äußerlich genügend ver⸗ 
ſtärkt ſein. Bei Blechmaaßen darf dies durch aufgelöthete Bunde, welche auch 
aus Zinkblech beſtehen dürfen, oder durch einen in den umgebogenen Rand ein⸗ 
gelegten Draht geſchehen. 

6. Die Einrichtung der Maaße, bei denen die Ebene des oberen Randes 
die Begrenzung des Maaßraumes bildet, ſoll die Anwendung einer Glasplatte 
behufs genauer Prüfung der Füllung geſtatten. 

7. Ausgüſſe oder Schnauzen, deren Faſſungsraum einen Theil des Maaß⸗ 
raumes bildet, ſollen bei metallenen Maaßen bis zur vorderen Spitze in derſelben 
Art wie der obere Rand verſtärkt ſein. 

8. Bei Blechmaaßen, welche nicht aus einem Stück getrieben oder nicht 
mittelſt Hartlöthung hergeſtellt ſind, ſollen die Böden nicht als bloße Scheiben 
eingelöthet, ſondern mit einem umgebogenen Rande verſehen ſein. Letzterer ſoll 
entweder die cylindriſche Wandfläche von außen umſchließen, oder ſich nach unten 
gekehrt an die cylindriſche Wandfläche innen anſchließen; in beiden Fällen iſt er 
mit der Wandfläche zu verlöthen. 

9. Die Böden ſind bei allen metallenen Maaßen in ebener Fläche her⸗ 
zuſtellen und bei metallenen Maaßen von mehr als 2 Liter Raumgehalt durch 
außen aufgelöthete Stege zu verſtärken. Die äußere Boden⸗ beziehungsweiſe die 
untere Randfläche jedes Maaßes ſoll jedenfalls ſo beſchaffen ſein, daß das Maaß 
auf einer ebenen Grundlage feſt aufgeſtellt werden kann, und ſoll außerdem zu 
den oberen Begrenzungseinrichtungen des Maaßraumes eine ſolche Lage haben, 
daß die durch die letzteren gelegten Ebenen oder Richtungen bei horizontaler 
Lage der Aufſtellungsebene ebenfalls horizontal ſind. 

10. Bei Stiften oder Zäpfchen, welche außen mit einem Kopf verſehen 
ſind, genügt die bloße Einlöthung, anderenfalls ſollen dieſelben eingenietet, in 
beiden Fällen aber außen mit einem Zinntropfen für die Stempelung verſehen ſein. 

11. Auf Zinnmaaßen ſoll der Name und Wohnort des Verfertigers an⸗ 
gegeben ſein. 

12. Die Wandflächen der gläſernen Maaße ſollen ſo beſchaffen ſein, daß 
ſie an denjenigen Stellen, an welchen die Stempelung anzubringen iſt, die letztere 
durch Aufätzung deutlich auszuführen geſtatten. 


Male 
Innezuhaltende Fehlergrenzen. 
Die im Mehr oder im Minder zuzulaſſenden Fehler dürfen höchſtens 
betragen: 
bei 20 Liter 00 des Soll⸗Raumgehalts oder 50 Kubikcentimeter 


10 400 25 
5 3 a = 7 5 12,5 
2 F ro 5, 
l 00 5 2,5 
1 7200 2,5 
Ik 506 1,25 
02° 1 
0,1 = 150 1 
0,09 eek, 0,5 
0,02 5 0,4 
%% 4° 0,2 
§. 12. 
Stempelung. 


1. Die Stempelung erfolgt bei denjenigen metallenen Maaßen, bei welchen 
der Flüſſigkeitsſpiegel der richtigen Füllung mit dem oberen Rande in einer Ebene 
liegt, durch Aufdrücken oder Aufſchlagen zweier einander gegenüber auf oder dicht 
unter dem Rande anzubringender Stempel, bei den metallenen Maaßen mit Aus⸗ 
flußöffnungen oder mit Stiften in entſprechender Weiſe dicht unter dem unteren 
Rande jeder ſolchen Oeffnung beziehungsweiſe auf dem außen für jeden Stift 
vorhandenen Zinntropfen. Wenn eine der obigen Stempelungen nicht unmittelbar 
auf oder dicht unter dem Rande oder auf den etwa vorhandenen verſtärkenden 
Ringen ausführbar iſt, darf dieſelbe entweder auf dem Kopfe eines Kupfer⸗ oder 
Meſſingnietes oder auf einem ſchwalbenſchwanzförmig eingeſetzten Kupfer⸗ oder 
Meſſingplättchen oder auf einem Zinntropfen oder auch auf einer mit Zinn aus⸗ 
gegoſſenen Höhlung erfolgen. 

2. Bei gläſernen Maaßen erfolgt die Stempelung ausſchließlich durch 
Aufätzen je eines Stempels, und zwar bei den Randmaaßen an zwei einander 
gegenüberliegenden Stellen dicht unter dem Rande, bei den Strichmaaßen dicht 
unter jeder der beiden Strichmarken. 


3. Bei Blechmaaßen, welche nicht aus einem Stück getrieben oder nicht 
mittelſt Hartlöthung hergeſtellt ſind, iſt die an der Wand herablaufende Löthfuge 
auf einem Zinntropfen an derjenigen Stelle zu ſtempeln, wo dieſelbe auf den die 
Wandfläche außen umſchließenden oder ſich innen anſchließenden umgebogenen 
Rand des Bodens trifft. Bei einem mit dem umgebogenen Rande ſich innerlich 
an die Wandfläche anſchließenden Boden iſt außerdem an einer, letzterem Stempel 

Reichs- Geſetzbl. 1885. 1. b 
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gegenüberliegenden Stelle ein den Boden und die innere Wandfläche treffender 
Stempel auf einem Zinntropfen anzubringen. 

4. Bei Maaßen mit Verſtärkung des Randes durch einen aufgelötheten 
Bund ſoll die Löthnaht des letzteren ſo gelegt ſein, daß ſie von einem der beiden 
nach Nr. 1 am Rande des Maaßes anzubringenden Stempel mitgetroffen wird. 

5. Bei ſolchen Maaßen von 5 Liter und größerem Raumgehalt, welche 
aus mehreren durch Löthung verbundenen Theilen beſtehen, ſind außerdem die 
auf den betreffenden Löthfugen anzubringenden Zinntropfen zu ſtempeln. 

6. Zinnerne Maaße ſind, außer mit den vorgeſchriebenen Stempeln am 
Rande, noch mit einem Stempel auf der äußeren Bodenfläche zu verſehen. 


B. Meßwerkzeuge für Flüſſigkeiten. 
$. 13. 


Zuläſſige Meßwerkzeuge. 

Zuzulaſſen ſind ſolche Meßwerkzeuge, welche zur Abmeſſung von mindeſtens 
zwei unmittelbar aufeinander folgenden Maaßgrößen aus einer der beiden folgenden 
Reihen beſtimmt ſind: 

2, 1, 0,5, 0,2, 0,1, 0,05, 0,02, 0,01 Liter, 
2, 1, , „ ie 

Die Meßwerkzeuge dürfen ſonſt eine beliebige Anzahl der Maaßgrößen jeder 
Reihe, aber von 0,5 Liter abwärts entweder nur aus der Dezimalreihe oder nur 
bis zu / Liter abwärts angeben. Zwiſchen den gewählten Grenzwerthen aus einer 
der beiden obigen Reihen darf keine der innerhalb derſelben zuläſſige Zwiſchen⸗ 
ſtufe fehlen. 

Diejenigen Meßwerkzeuge, deren Angaben der dezimalen Reihe angehören, 
dürfen ſo eingerichtet ſein, daß ſie, wenn ſie nur Maaßgrößen von 1 Liter ab⸗ 
wärts enthalten, auch Zumeſſungen in Abſtufungen von je 0,1 Liter, und von 
0,1 Liter abwärts in Abſtufungen von 0,01 oder 0,001 Liter geſtatten. 


$. 14. 
Material, Geſtalt, ſonſtige Beſchaffenheit und Einrichtung. 

1. Als Material iſt nur durchſichtiges Glas zuzulaſſen (ſiehe auch §. 10 
Nr. 12). 

2. Die Meßbwerkzeuge find in cylindriſcher oder in koniſcher, nach unten 
verjüngter Geſtalt mit einem Ablaßhahn auszuführen. Sie dürfen etwa bis zur 
Hälfte des Umfanges mit Schutzhüllen aus Blech oder dergleichen umgeben ſein. 

3. Die am Schluß des F. 13 zugelaſſenen Dezimaleintheilungen dürfen 
nur zwiſchen ſolchen Flüſſigkeitsſtänden angegeben ſein, zwiſchen denen keine Ver⸗ 
jüngung des Durchmeſſers des Gefäßes und dementſprechend keine augenfällige 
Ungleichheit der Höhenabſtände für gleiche Maaßabſtufungen ſtattfindet. 

4. Die Höhen und Durchmeſſer, ſowie die Verjüngungsverhältniſſe der 
letzteren bei Gefäßen, welche eine größere Reihe von Maaßſtufen umfaſſen, be⸗ 
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ſtimmen ſich dadurch, daß die Angaben für die einzelnen Maaßgrößen nur an 
ſolchen Stellen des Gefäßes erfolgen dürfen, an welchen einer Erhöhung oder 
Erniedrigung des Flüſſigkeitsſtandes um ein Centimeter Zuflüſſe oder Abflüſſe von 
höchſtens folgendem Raumgehalt entſprechen: 


bei 2 1 und 0,5 Liter 50 Kubikcentimeter 


an 0 a 
. 0,05 „ 10 a 
0,02 — 0,01 - 5 . 
außerdem 
20 


Hiernach ſollen zwiſchen denjenigen Stellen des Gefäßes, an welchen die 
Angaben für die einzelnen Maaßgrößen abgeleſen werden, in lothrechter Richtung 
mindeſtens folgende Abſtände ftattfinden: 


0,5 

0,5 0,2 10 
= 0,2 0,1 s 5 5 
Be 0,05 . 2 
te re . 8 

0,02 =» 0,01 . 2 . 

außerdem 

re 


Zwiſchen denjenigen Angaben, welche eine fortlaufende Eintheilung in 
0,001 Liter einſchließen, ſoll durchgehends einem Raumgehaltsunterſchiede von 
0,001 Liter ein Abſtand der zugehörigen Strichmarken von mindeſtens 5 Milli⸗ 
meter entſprechen. 

5. Die Begrenzung und Ableſung der Flüſſigkeitsſtände ſoll ausſchließlich 
durch aufgeätzte oder eingeſchliffene oder in anderer Weiſe dauerhaft angebrachte, 
en, durch blos aufgemalte Strichmarken auf den durchſichtigen Glaswänden 
geſchehen. 

6. Alle Strichmarken ſollen mindeſtens / des Umfanges der betreffenden 
Glaswand umfaſſen, in ihrer ganzen Länge ſichtbar ſein und in Ebenen liegen, 
welche mit der Achſe des Meßgefäßes einen rechten Winkel bilden. Zur Sicherung 
der lothrechten Lage der Achſe des Gefäßes ſoll, wenn der äußere Durchmeſſer 
desſelben an irgend einer Stelle 30 Millimeter überſteigt, ein Pendelzeiger vor⸗ 
handen ſein, deſſen Einrichtung und Anbringung, nachdem ſeine Verbindung mit 
dem Meßgefäß durch Stempelung ($. 15) geſichert iſt, leicht und ſchnell hervor⸗ 
zubringende und ebenſo wieder zu beſeitigende Veränderungen ausſchließen muß. 

7. Im Uebrigen ſoll die Einrichtung der Meßwerkzeuge derartig ſein, daß 
das Meßgefäß bis zu der betreffenden Ableſungsmarke mit der zuzumeſſenden 
Flüſſigkeit angefüllt und alsdann mittelſt des am unteren Ende des Gefäßes an⸗ 
gebrachten Hahnes jedes Mal vollſtändig entleert wird; nur bei ſolchen Meß⸗ 

b* 
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werkzeugen, welche bis zu 0,01 Liter oder noch weiter abwärts Angaben enthalten, 
darf die Einrichtung auch derartig fein, daß die Flüſſigkeit nicht bis zur voll 
ſtändigen Entleerung des Gefäßes, ſondern nur bis zu einer Nullpunktmarke ab⸗ 
gelaſſen wird, deren Einrichtung ganz derjenigen der anderen Ableſungsmarken 
entſprechen foll, mit der Maßgabe, daß in ihrer Nähe einer Erhöhung oder Er⸗ 
niedrigung des Flüſſigkeitsſpiegels um 5 Millimeter höchſtens ein Zu⸗ oder Abfluß 
von 0,001 Liter entſprechen darf, und daß demgemäß ihr Abſtand von der Marke 
für 0,01 Liter mindeſtens 5 Centimeter beträgt. 

8. Die Unveränderlichkeit der meſſenden Räume ſowie der Beziehungen 
zwiſchen den letzteren und den Angaben der Ableſungsmarken ſoll entweder durch 
die Einrichtung ſelbſt geſichert ſein oder durch Stempelung ſo geſichert werden 
können, daß abſichtliche oder unabſichtliche Verfälſchungen der Angaben des 
Apparates nicht leicht und ſchnell ausgeführt und nicht ebenſo wieder beſeitigt 
werden können. 

Ein feſter Verſchluß der Meßgefäße braucht jedoch nur dann durch die Ein⸗ 
richtung geſichert zu ſein oder ſoll nur dann durch Stempelung geſichert werden 
können, wenn die Verſchlußeinrichtung mit einem Zuflußrohr, welches einen Theil 
des Meßraumes einnimmt, feſt verbunden ift; anderenfalls find loſe Deckel und 
dergleichen zuläſſig. 

I. 
Bezeichnung, innezuhaltende Fehlergrenzen und Stempelung. 

Die Bezeichnung der Ableſungsmarken für die im erſten Abſatz des F. 13 
zugelaſſenen Maaßgrößen ſoll mit den daſelbſt aufgeführten Zahlenausdrücken unter 
Hinzufügung des Wortes Liter oder der Abkürzung l in der Nähe der Ab— 
leſungsmarken auf der Glasfläche augenfällig und deutlich ausgeführt ſein. 

Die nach F. 13 außerdem zuläſſigen Eintheilungen in 0,1 und in 0,01 Liter 
ſollen keine Bezeichnung empfangen. Die Eintheilungen in 0,001 Liter dürfen 
dagegen beſonders beziffert und nach Kubikcentimeter mit der Abkürzung cem 
bezeichnet ſein. 

Bezüglich der im Mehr oder im Minder zuzulaſſenden Fehler gelten bei den 
einzelnen Maaßgrößen die entſprechenden Beſtimmungen des F. 11. 

Bei fortlaufender Dezimaleintheilung (ſiehe $. 13 am Schluſſe) mit Ein- 
ſchluß der in derſelben enthaltenen einzelnen aichfähigen Maaßgrößen ſollen da⸗ 
gegen folgende Beſtimmungen bezüglich der Fehlergrenzen gelten: 

Die im Mehr oder im Minder zuzulaſſenden Fehler dürfen höchſtens betragen: 
bei den Angaben von 0,9 Liter bis einſchließlich 0,5 Liter 2,5 Kubikcentimeter 

Praha = = un A = 0 


y A e 1,0 z 
£ = s 0,09 * z 5 0,05 = 0,5 2 
0,02 0 5 0,01 . 


falls dagegen eine von 0,1 Liter abwärts zuläſſige fortlaufende Eintheilung in 
0,001 Liter vorhanden ift, dürfen fie bei allen Angaben von 0,1 Liter abwärts 
höchſtens 0,1 Kubikcentimeter betragen. 
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Außerdem dürfen bei allen fortlaufenden Eintheilungen die Fehler zweier 
benachbarter Marken ſich von einander nicht um mehr als die Hälfte der für die 
kleinere der beiden Angaben noch zuläſſigen Fehlergrenze unterſcheiden. 

Die Stempelung erfolgt durch Aufätzen von Stempeln auf der Glasfläche 
möglichſt dicht an den Ableſungsmarken. Hierbei erhalten die mit Raumgehalts⸗ 
bezeichnung nach Liter verſehenen Ableſungsmarken je einen Stempel. 

Die Prüfung der zu einer fortlaufenden dezimalen Eintheilung gehörigen 
Strichmarken wird nur durch Anbringung je eines Stempels nahe der Mitte 
einer zwiſchen zwei geſtempelten Maaßgrößen befindlichen Eintheilung beglaubigt. 
Die Anveränderlichkeit des Bodens (beziehungsweiſe des Nullpunktes) und der 
Abflußeinrichtung, auch der Zuflußeinrichtung, wenn dieſelbe einen Theil des 
Meßraumes einnimmt, ſowie die Anbringung des Pendelzeigers und ſeiner Ein⸗ 
ſtellungsmarke ſind durch Stempelung zu ſichern. 


C. Meßflaſchen. 


$. 16. 
Zuläſſige Meßflaſchen. 
Zuzulaſſen find Meßflaſchen von 1 Liter und von 0,5 Liter Raumgehalt. 


F. 17. 
Material, Geſtalt, Bezeichnung, ſonſtige Beſchaffenheit und innezuhaltende Fehlergrenzen. 


Die Meßflaſchen ſollen aus Glas, welches in der Höhe der richtigen 
Füllung hinreichend durchſichtig fein muß (ſiehe auch §. 10 Nr. 12), in der ihrem 
Namen entſprechenden Geſtalt mit einem engeren cylindriſchen Halſe von höchſtens 
40 Millimeter innerem Durchmeſſer ausgeführt und an erſichtlicher Stelle mit 
der Bezeichnung 1 1 beziehungsweiſe 0,5 l oder "/; verſehen fein. 

Die Begrenzung des Raumgehalts ſoll durch einen äußerlich auf dem Halſe 
angebrachten unveränderlichen Strich, welcher mindeſtens die Hälfte des Halſes 
umfaßt, oder durch zwei in einer Ebene einander gegenüberliegende Striche, deren 
jeder ſich mindeſtens auf den ſechsten Theil des Umfanges erſtreckt, erfolgen. 

Die im Mehr oder im Minder zuzulaſſenden Fehler dürfen bei beiden 
Maaßgrößen höchſtens 2,5 Kubikeentimeter betragen. 


§. 18. 
Stempelung. 


„ Die Stempelung erfolgt durch Aufätzen eines Stempels dicht unter dem 
Füllungsſtrich beziehungsweiſe dicht unter einem der beiden Füllungsſtriche. 
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III. Säffer. 
Ser 
Zuläſſige Fäſſer. 
Nur ſolche Fäſſer ſollen zur Ermittelung und Beglaubigung des Raum⸗ 


gehalts und der trockenen oder naſſen Tara zugelaſſen werden, welche hinſichtlich 
ihrer Haltbarkeit und ihrer ſonſtigen Beſchaffenheit zu Bedenken keinen Anlaß geben. 


$. 20. 
Fehlergrenzen, Bezeichnung und Stempelung. 


Die Fehler der Ermittelungen des jeweiligen Raumgehalts oder der je⸗ 
weiligen Tara von Fäſſern dürfen 
bei Fäſſern bis zu 30 Liter Raumgehalt höchſtens 0,1 Liter, 
bei Fäſſern bis zu 30 Kilogramm Gewicht höchſtens 0,1 Kilogramm, 
bei größeren Fäſſern höchſtens / 00 des Raumgehalts beziehungsweiſe 
der Tara 
im Mehr oder im Minder betragen. 

Das Ergebniß der Ermittelung des Raumgehalts oder der Tara iſt nach 
Liter mit Hinzufügung der Bezeichnung l beziehungsweiſe nach Kilogramm mit 
Hinzufügung der Bezeichnung kg und unter Vorſetzung der Bezeichnung N T 
(Naſſe Tara), wenn die Tarabeſtimmung nach vorgängiger gehöriger innerer 
Näſſung des Faſſes erfolgt iſt, oder der Bezeichnung T T (Trockene Tara), wenn 
die Tarabeſtimmung ohne vorgängige innere Näſſung des Faſſes erfolgt iſt, auf 
dem Faſſe anzugeben. Bei hölzernen Fäſſern geſchieht dies in der Regel durch 
Einbrennen auf dem Boden, nur bei kleineren hölzernen Fäſſern iſt es auch 
zuläſſig, dieſe Angaben auf dem Umfange an ſolchen Stellen einzubrennen, an 
welchen die Angaben vor Beſchädigungen beim Transport u. ſ. w. hinreichend 
geſichert erſcheinen. Bei Fäſſern aus Metall ſind die obigen Angaben auf einer 
aufgelötheten oder aufgenieteten Metallplatte aufzuſchlagen, welche an einer ſolchen 
Stelle des Umfanges oder des Bodens angebracht iſt, daß die aufzuſchlagenden 
Bezeichnungen beim Transport des Faſſes u. ſ. w. keine Beſchädigungen erleiden 
können, und daß die Verbindung der Platte mit dem Faſſe durch Stempelung 
geſichert werden kann. 

Bei Fäſſern unter 300 Liter Raumgehalt iſt die Angabe des ermittelten 
Raumgehalts auf Zehntel des Liter, bei größeren Fäſſern auf ganze Liter 
abzurunden; die Angabe der ermittelten Tara iſt ſtets auf Zehntel des Kilogramm 
abzurunden. 

Die Stempelung erfolgt in der Nähe der vorerwähnten Angaben des 
Raumgehalts beziehungsweiſe der Tara. Außer dem Aichungsſtempel wird die 
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Jahreszahl der Aichung und, wenn es verlangt wird, die Nummer des Aich- 
regiſters eingebrannt oder bei metallenen Fäſſern auf der oben erwähnten Platte 
aufgeſchlagen. 

Der Aichungsſtempel iſt zwiſchen die Jahreszahl und die Angabe des 
Raumgehalts beziehungsweiſe der Tara zu ſetzen. 


IV. gHohlmaaße und Meßwerkzeuge für trockene Gegenſtände. 


A. Maaße von 100 Liter abwärts für alle Arten 
von trockenen Gegenſtänden. 


1 
Zuläſſige Maaße. 


Zuzulaſſen ſind Maaße von folgenden Größen: 
100 Liter 


K 22. 
Material. 

Als Material iſt Schwarz, Weiß⸗ oder verzinktes Eiſenblech, ſowie Meffing, 
Bronze, Kupfer oder Holz, ferner vernickeltes oder mit Nickel plattirtes Stahl- 
oder Eiſenblech zuläſſig. 

$. 23. 
Geſtalt. 

Die Maaße von 100 bis zu ½ Liter abwärts ſollen die Form eines Cylinders 

haben, bei welchem der Durchmeſſer das Anderthalbfache der Höhe beträgt. Dieſe 

zeſtimmung ſoll bei den Maaßen von 100 Liter bis zu 1 Liter abwärts als 
hinreichend erfüllt gelten, ſobald die Durchmeſſer dieſer Maaße weder im Mehr 
noch im Minder von den nach obiger Vorſchrift berechneten Sollwerthen um mehr 
als 3 Prozent der letzteren abweichen. Bei den kleineren Maaßen dürfen dieſe 
Abweichungen bis zu 5 Prozent betragen. 
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Abweichungen von der cylindriſchen Geſtalt ſind bis zu ſolchem Betrage 
geſtattet, daß bei dem oberen und dem unteren Durchmeſſer eines Maaßes die 
größten zuläſſigen Abweichungen nach entgegengeſetzten Seiten ſtattfinden dürfen. 

Es ergeben ſich hieraus für die verſchiedenen Maaßgrößen folgende Dimen⸗ 
ſionen in Millimeter: 


NS Berechnete Werthe e des 
Maaßes. der Höhe. des Durchmeſſers. größter. kleinſter. 
100 Liter 383,9 575,9 593 559 
50 304,7 457,1 471 443 
3 241,9 362,8 374 352 
2 224,5 336,8 347 327 
I 178,2 267,3 2 259 
5 =: 141,5 212,2 219 206 
2 * 104,2 156,3 161 1152 
=] og: 82,7 124,1 128 120 
a - 65,7 98,5 1.03 94 
I - 52,1 78,2 82 74 


Für die Formen und Dimenfionen der Maaße von 0,2, 0,1 und 0,05 Liter 
gelten die im F. 8 für Flüſſigkeitsmaaße desſelben Raumgehalts erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften. 

F. 24. 
Bezeichnung. 

1. Die Bezeichnung hat bei den Maaßen von 20 Liter abwärts durch 
deutliche Angabe des Raumgehalts in Liter unter Hinzufügung des Wortes 
Liter oder des Buchſtabens l zu erfolgen. 

2. Für die Abſtufungen von 0,2 bis 0,05 Liter iſt die dezimale Bezeich- 
nungsform, für das / Liter die gewöhnliche Bruchform anzuwenden, für das 
0,5 Liter ſind beide Formen zuläſſig. 

3. Die Maaße zu 100, 50 und 25 Liter ſind beziehungsweiſe als 1, ½ 
und ¼ Hektoliter oder als 1, ½ und ½ hl zu bezeichnen. 

4. Sämmtliche Bezeichnungen ſollen in ſolcher Weiſe ausgeführt werden, 
daß ihre Zugehörigkeit zu dem Maaße geſichert iſt oder nöthigenfalls durch 
. geſichert werden kann (ſiehe auch die entſprechenden Vorſchriften 
er; 

F. 25. 
Sonſtige Beſchaffenheit. 

1. Die äußere Beſchaffenheit, die Stärke der Wände und des Bodens der 

Maaße, ſowie die Verbindung des Bodens und der Wände ſollen derartig ſein, 


daß die Maaße den beim Gebrauche unvermeidlichen Einwirkungen genügenden 
Widerſtand leiſten und Verletzungen als ſolche leicht erkennen laſſen. 
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2. Die obere Begrenzung des Maaßraumes ſoll ausſchließlich durch die 
Ebene des Randes erfolgen. Der Rand ſoll eben und zur Erhaltung des ebenen 
Verlaufes ſowie der Geſtalt des Maaßes in gehöriger Stärke ausgeführt oder 
angemeſſen verſtärkt ſein. 

3. Alle Maaße zu 100 Liter und 50 Liter ſollen mit Handhaben verſehen 
fein (fiehe Nr. 13). 

4. Ein dünner Anſtrich der Innenflächen eines Maaßes mit Anwendung 
von Oel, Theer und dergleichen iſt zuläſſig. 

5. Für Blechmaaße gelten hinſichtlich des Bodens die Beſtimmungen des 
§. 10 Nr. 8 und 9 mit der Maßgabe, daß bei größerem Raumgehalt als 
b Liter auch andere Arten dauerhafter Verbindung als die dort angegebenen zu⸗ 
äſſig ſind. 

6. Hölzerne Maaße ſollen gut ausgetrocknet ſein. 

7. Wenn bei hölzernen Hohlmaaßen der Boden nicht aus einem einzigen 
Stücke beſteht, ſo ſoll er aus zwei mit gekreuztem Faſerlauf übereinanderliegenden 
Theilen zuſammengeſetzt und die Verbindung dieſer Theile durch Zuſammenleimen 
oder in einer anderen dauerhaften Weiſe ausgeführt ſein. 

8. Hölzerne Maaße dürfen für alle Maaßgrößen als Spanmaaße, ferner 
bis einſchließlich 0,5 Liter abwärts als Dauben- (oder Stab-) Maaße und von 
1 Liter abwärts auch aus maſſivem Holze hergeſtellt fein. 

9. Bei Spanmaaßen ſoll der Boden, deſſen Stärke bei den Maaßen von 
20 Liter und größerem Raumgehalt nicht unter 18, bei Maaßen von 10 Liter 
abwärts nicht unter 10 Millimeter betragen darf, etwa mit einem Drittel ſeiner 
Stärke über den unteren Rand des Spans derartig bis zur äußeren Wandfläche 
hervortreten, daß ſich die Spanwand auf den Boden des Maaßes aufſetzt. 

10. Spanmaaße bis einſchließlich 10 Liter abwärts ſind zur Verſtärkung 
der Verbindung des Bodens und der Wandfläche ſowie der beiden Enden des 
Spans mit Beſchlägen aus Bandeiſen zu verſehen. 

11. Bei Spanmaaßen von 100 Liter, 50 Liter und ¼ Hektoliter ſoll der 
Bandeiſenbeſchlag des Bodens und der Wandfläche aus drei Bandeiſenſchienen 
gebildet ſein, welche ſich unter dem Boden kreuzen, an der Wandfläche bis in die 
Nähe des oberen Randes aufſteigen und dort mit einer dieſen Rand umgebenden 
Bandeiſenſchiene feſt verbunden ſind. 

Eine der aufſteigenden Bandeiſenſchienen ſoll auf der Verbindungsſtelle des 
Spans angebracht ſein. In demjenigen Durchmeſſer des Randes, welcher die 
Verbindungsſtelle trifft, iſt ein eiſerner Steg anzubringen, deſſen obere ebene Fläche 
mit dem oberen Rande des Maaßes in einer Ebene liegt, deſſen breitere Seiten- 
flächen lothrecht ſtehen, und deſſen Mitte durch eine eiſerne Stütze mit dem Boden 
verbunden iſt. 

k 12. Bei den Spanmaaßen von 20 und 10 Liter genügen zwei ſich am 

Boden kreuzende Schienen, von denen eine die Verbindungsſtelle des Spans trifft, 

unt welche beide mit einer den oberen Rand umgebenden Bandeiſenſchiene feſt 

verbunden find. Ein Steg iſt bei den Maaßen von 20 und 10 Lite nicht er⸗ 
Reichs- Geſetzbl. 1885. 1. c 
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forderlich, aber zuläſſig. Bei allen Maaßen, welche kleiner ſind als 10 Liter, iſt 
derſelbe ausgeſchloſſen. 

13. Die in Nr. 3 vorgeſchriebenen Handhaben ſind bei Spanmaaßen ſo 
anzubringen, daß die flachen Enden, mit denen ſie befeſtigt werden, nach entgegen⸗ 
geſetzten Seiten liegen und ſomit nicht einen und denſelben Faſerlauf treffen. 
Falls keine der Handhaben über der Verbindungsſtelle des Spans angebracht iſt, 
iſt die Verbindungsſtelle etwa in der halben Höhe des Maaßes noch durch 
einen Niet zu ſichern. 

14. Der Beſchlag des unteren Randes von Spanmaaßen (ſiehe Nr. 10 
bis 12) ſoll fo beſchaffen fein, daß er die im F. 27 vorgeſchriebene Stempelung 
von Boden- und Wandfläche entweder in Ausſparungen an den betreffenden 
Stellen oder auf den Köpfen von Kupfer- oder Meſſingſchrauben zuläßt. 


15. Bei den Dauben- (oder Stab-) Maaßen find die Dauben einzeln mit 
den umgelegten eiſernen Bändern durch Niete oder Nägel zu verbinden. Bis zu 
5 Liter aufwärts dürfen jedoch auch Daubenmaaße, bei denen die Dauben ſtatt 
mit Eiſenringen mit mehreren hölzernen Reifen umlegt und verbunden ſind, zu⸗ 
gelaſſen werden. 

$. 26. 
Innezuhaltende Fehlergrenzen. 

Die im Mehr oder im Minder zuzulaſſenden Fehler dürfen höchſtens betragen: 

bei 100 Liter ½0 des Soll-⸗Raumgehalts oder 400 Kubikcentimeter 

2 s 2 5 2 3 


50 3 7250 200 

20 ⸗ 1½00 7 3 z 100 

10 u s 5 50 

5 5 # Pan z 4 . 25 

[2 2 * 100 * 7 10 

. 1 1 5 

5 0,5 Es 5 

— 0,2 * 2 

0,1 Iso 2 

0,05 550 1 

außerdem 

bei / Hektoliter /½ . 2 

5 15 Liter 00 5 . e 2,9 
$. 27. 
Stempelung. 


1. Die Stempelung erfolgt durch Aufdrücken, Aufſchlagen oder Einbrennen. 
Für die Stempelung der Maaße aus Blech gelten die entſprechenden Vorſchriften 
des $. 12. 
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2. Alle hölzernen Hohlmaaße find an drei gleich weit von einander ab- 
ſtehenden Stellen entweder auf oder dicht unter dem oberen Rande, ferner auf 
der inneren Boden- und auf der äußeren Wandfläche zu ſtempeln. Sind Hand⸗ 
haben an denſelben vorhanden, ſo iſt je einer der ſie befeſtigenden Niete zu ſtempeln. 

3. Bei hölzernen Spanmaaßen ſind außerdem drei von einander gleich 
weit entfernte Stempel am unteren Rande der äußeren Wandfläche ſo aufzuſetzen, 
daß jeder auf Boden und Wand zu ſtehen kommt. In denjenigen Fällen, in 
welchen dieſe Stempelung auf kupfernen oder meſſingenen Schraubenköpfen (ſiehe 
$. 25 Nr. 14) erfolgt, genügt die Stempelung zweier Schraubenköpfe, welche ſich 
auf dem Umfange des Maaßes einander gegenüber befinden. 

4. Bei Daubenmaaßen ſind drei von einander gleich weit entfernte Stempel 
auf die inneren Seiten der vorſtehenden Daubenenden, möglichſt nahe an der 
unteren Bodenfläche zu ſetzen. 


B. Maaße und Meßwerkzeuge von 0,5 Hektoliter aufwärts für Brenn⸗ 
materialien, ſowie für Kalk und andere Mineralprodukte. 


F. 28. 
Zuläſſige Maaße und Meßwerkzeuge. 

Zum Zumeſſen von Brennmaterialien, ſowie von Kalk und anderen Mineral⸗ 
produkten werden die nachfolgend aufgeführten Maaße und Meßwerkzeuge zur 
Aichung zugelaſſen: 

I. Kaſtenmaaße, deren Raumgehalt 0,5 Hektoliter, 1 Hektoliter oder ein 

ganzes Vielfache von einem Hektoliter beträgt; 

II. Kummtmaaße, deren Raumgehalt ein ganzes Vielfache von einem halben 

Kubikmeter beträgt; 

III. Löſch⸗ und Ladegefäße (im Großverkehr), deren Raumgehalt 1 Hektoliter 

oder ein ganzes Vielfache von einem Hektoliter beträgt; 

INV. Fördergefäße (auf Bergwerken), deren Raumgehalt 0,5 Hektoliter oder 

ein ganzes Vielfache von einem halben Hektoliter beträgt; 

V. Rahmen⸗ oder Aufſetzmaaße, deren Raumgehalt zwiſchen den beiden 

offenen Randebenen 2 Hektoliter oder ein anderes ganzes Vielfache von 
einem Hektoliter beträgt. 


ie 
Material, Geſtalt, fonftige Beſchaffenheit und Einrichtung. 
I. Kaſtenmaaße. 


1. Die Kaſtenmaaße ſollen aus Holz oder aus Eiſen in parallelepipediſcher 
Geſtalt hergeſtellt ſein. f 


0 
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2. Die Kaſtenmaße zu 0,5, 1 und 2 Hektoliter ſollen, im Lichten gemeffen, 
folgende in Millimeter ausgedrückte Dimenſionen haben: 


Länge. Breite. Tiefe. 

das Kaſtenmaaß zu 0,5 Hektoliter 500 400 250 
: - SuM - 625 500 320 
2 a 625 625 512 


Abweichungen der Mittelwerthe der an der Randfläche und an der Boden⸗ 
fläche gemeſſenen Längen und Breiten ſowie der Tiefen von vorſtehenden Soll⸗ 
werthen können bis zu 2 Prozent unter der Vorausſetzung zugelaſſen werden, daß 
der Raumgehalt die Fehlergrenze (F. 31) einhält. 

Für die Maaße von größerem Raumgehalt als 2 Hektoliter werden beſtimmte 
Dimenſionen nicht vorgeſchrieben, doch ſoll die Geſtalt ihrer Bodenfläche ein Rechteck 
fein, bei welchem das Verhältniß der Länge zur Breite zwiſchen 1:1 und 2:1 liegt. 

Die Seitenwände der Kaſtenmaaße ſollen nahezu rechtwinklig gegen den 
Boden ſtehen. Unterfchiede zwiſchen den Längen und den Breiten der Bodenfläche 
und den entſprechenden Dimenſionen der Randfläche ſind nur bis zu 10 Prozent 
der Maaßtiefe zuläſſig. 

3. Hölzerne Kaſtenmaaße müſſen einen Beſchlag von Bandeiſen erhalten, 
welcher den oberen Rand und die Verbindung der Seitenwände ſowohl untereinander 
als mit dem Boden ſichert. Verbindungsſtangen zwiſchen den Seitenwänden oder, 
wie bei der Verbindung der Kaſtenmaaße mit Karren, zwiſchen den Tragſchenkeln, 
dürfen nicht durch den Maaßraum gehen. Hölzerne Kaſtenmaaße dürfen im 
Innern mit Eiſenblech ausgeſchlagen ſein; dieſer Beſchlag ſoll aber mit dem 
äußeren Bandeiſenbeſchlage durch Nietbolzen verbunden ſein, von denen einige 
eine Stempelung von außen zulaſſen müſſen. 

4. Bei eiſernen Kaſtenmaaßen ſollen die Seitenwände von einer zur 
Sicherung gegen Verbiegungen genügenden Stärke fein. Die Bodenplatte ift 
durch anzubringende Rippen zu verſtärken. 


II. Kummtmaaße. 


1. Kummtmaaße ſind aus Holz oder Eiſen mit rechteckiger Bodenfläche 
und Randfläche und mit geneigten Seitenwänden bei rechtwinklig zur Bodenfläche 
geſtellter Vorder- und Hinterwand auszuführen. Es iſt jedoch auch zuläſſig, die 
Seitenwände rechtwinklig zur Bodenfläche und alsdann die Vorder- und Hinter⸗ 
wand entweder ebenfalls rechtwinklig oder geneigt zu der Bodenfläche auszuführen. 
Vorder⸗ und Hinterwand ſowie die etwa vorhandenen Scheidewände einzelner 
Abſchnitte des Maaßes dürfen nach Art von Schützen, welche in Nuthen zwiſchen 
den Seitenwänden beweglich ſind, hergeſtellt ſein, die Vorder- und Hinterwand 
auch in Form von Thüren oder Klappen. Außerdem dürfen Aufſatzbretter vor⸗ 
handen fein, durch welche mittelſt Erhöhung der Seiten- ſowie der End- und 
Scheidewände der Faſſungsraum nach Bedürfniß um ein ganzes Vielfache von 
halben Kubikmetern vergrößert werden kann. 
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Der Raumgehalt der Kummtmaaße ſoll im Allgemeinen durch die Rand⸗ 
fläche begrenzt fein; doch find unter beſonderen lokalen Verkehrsverhältniſſen auch 
Einrichtungen zuläſſig, bei welchen der Raumgehalt unterhalb der Randfläche 
durch geeignete Einrichtungen, wie Leiſten, Reihen von Löchern und dergleichen, 
begrenzt wird. 

2. Die näheren Beſtimmungen, betreffend die Dimenſionen und Einrich⸗ 
tungen der Kummtmaaße, haben die Aufſichtsbehörden für ihre Aufſichtsbezirke 
unter Berückſichtigung der lokalen Verhältniſſe zu erlaſſen, wobei darauf zu halten 
iſt, daß durch eiſerne Beſchläge, Ueberwurfsketten, Stangen oder dergleichen, die 
Erhaltung des Maaßraumes thunlichſt geſichert, und daß die Prüfung des Raum⸗ 
gehalts mit alleiniger Anwendung des Längenmaaßſtabes ausführbar iſt. 


III. Löſch⸗ und Kadegefäße. 

Löſch⸗ und Ladegefäße find aus Holz oder Eiſen in Eylinder- oder Tonnen⸗ 
form herzustellen. Beträgt ihr Raumgehalt nicht mehr als 2 Hektoliter, fo ſoll 
das Verhältniß des Mittelwerthes der Durchmeſſer der Querſchnitte zu der Höhe 
der Gefäße zwiſchen 1: 1 und 2:3 liegen; bei größerem Raumgehalt find 
Rn Verhältniſſe, welche für die beſonderen Umſtände am geeignetſten find, 
zuläſſig. 

Bezüglich der ſonſtigen Beſchaffenheit und Einrichtung find die unter I 
Nr. 3 und 4 für die Kaſtenmaaße gegebenen Sicherungsvorſchriften zum Anhalt 
zu nehmen. 

IV. Sördergefäße. 

Flaoördergefäße find aus Holz oder Eiſen in ſolchen Körperformen herzuſtellen, 
wie ſie für die beſonderen techniſchen Zwecke am geeignetſten ſind, wobei darauf 
zu halten iſt, daß die Prüfung des Raumgehalts ſich lediglich unter Anwendung 
des Längenmaaßſtabes und ſonſtiger einfacher Hülfsmittel der Linearmeſſung durch 
einfache Rechnung genügend ſicher ausführen läßt. Im Uebrigen gelten die ent- 
ſprechenden für Kaſtenmaaße gegebenen Vorſchriften. 


V. Rahmen⸗ oder Aufſetzmaaße. 

„Rahmenmaaße follen rechteckig begrenzte Randebenen haben und im Uebrigen 
den für Kaſtenmaaße gegebenen entſprechenden Vorſchriften genügen; doch dürfen 
Unterſchiede zwiſchen den Längen und Breiten der einen Randfläche und den ent- 
ſprechenden Dimenſionen der anderen Randfläche bis zu 20 Prozent der Maaß⸗ 
tiefe zugelaſſen werden. 

F. 30. 
Bezeichnung. 

Die Bezeichnungen ſollen deutlich und in einer ſolchen Weiſe ausgeführt 
ſein, daß die Zugehörigkeit derſelben zu dem Maaße geſichert iſt oder durch 
Stempelung geſichert werden kann. 

Die Bezeichnung der Maaße u. ſ. w. im F. 29 unter I, III, IV, V erfolgt 
nach Hektoliter unter Hinzufügung des Wortes Hektoliter oder der Abkürzung hl. 
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Die Bezeichnung der Kummtmaaße (II) erfolgt nach Kubikmeter oder 
nach Hektoliter unter Anwendung dieſer Worte oder der Abkürzungen ebm 
beziehungsweiſe hl. 

ad 
Innezuhaltende Fehlergrenzen. 


Die im Mehr oder im Minder zuzulaſſenden Fehler dürfen bei Kaſten⸗ 
maaßen, Löſch⸗ und Ladegefäßen, Fördergefäßen und Rahmenmaaßen höchſtens 
1 Prozent des Raumgehalts betragen. 

Bei Kummtmaaßen dürfen die einzelnen Hauptdimenſionen, welche den 
Raumgehalt beſtimmen, von den für dieſelben vorzuſchreibenden Werthen ($. 29 II 
Nr. 2) im Mehr oder im Minder nicht um mehr als 1 Prozent abweichen; doch 
ſind Kummtmaaße ſchon dann als unzuläſſig zu erachten, wenn dieſe Abweichungen 
ſämmtlich die Fehlergrenze nahezu erreichen und zugleich entweder ſämmtlich im 
Sinne des Mehr oder ſämmtlich im Sinne des Minder ſtattfinden. 


$. 32. 
Stempelung. 

Die Stempelung geſchieht 

bei den Kaſtenmaaßen, den Löſch⸗ und Ladegefäßen, den Fördergefäßen und 
den Rahmenmaaßen nach den im H. 27 gegebenen entſprechenden Vorſchriften, 
jedoch mit der Maßgabe, daß die Stempelungen auf oder dicht unter dem oberen 
Rande auch bei den hölzernen Maaßen nur an zwei einander gegenüberliegenden 
Stellen zu erfolgen brauchen, ferner bei hölzernen Maaßen mit innerem Eiſen⸗ 
beſchlag (§. 29 I Nr. 3) auch von außen auf einigen der die Verbindung des 
letzteren mit dem äußeren Bandeiſenbeſchlag herſtellenden Nietbolzen, 

bei den Kummtmaaßen durch Einbrennen je eines Stempels an jeder Kante 
des Kaſtens und der Aufſatzbretter, ſowie dicht an den Leiſten, welche die Nuthen 
für die Schützen bilden. 


C. Meßrahmen für Brennholz. 


9.33. 
Zuläſſige Meßrahmen, Material, Geſtalt und Einrichtung. 

1. Zur Ausmeſſung ſowie zur Erleichterung und Sicherung rechtwinkliger 
Aufſchichtungen von Brennholz werden lothrecht aufzuſtellende Meßrahmen zur 
Aichung zugelaſſen, deren lichte Rahmenflächen /, ½, 1 Quadratmeter oder ein 
ganzes Vielfache von 1 Quadratmeter, und deren einzelne Seiten, zwiſchen End- 
flächen oder Endmarken oder im Lichten der Rahmen gemeſſen, ein halbes Meter 
oder ein ganzes Vielfache von einem halben Meter betragen. 

2. Die Einrichtung der Meßrahmen darf ſowohl derartig ſein, daß ſie zur 
vollſtändigen Ausmeſſung des Raumgehalts der Aufſchichtung, als auch derartig, 
daß ſie nur zur Ausmeſſung einer der Begrenzungsflächen der Aufſchichtung 
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dienen, während die Tiefendimenſion der letzteren mit einem geaichten Maaßſtab 
ermittelt wird. 

3. Die Meßrahmen dürfen aus hölzernen oder aus eiſernen, rechtwinklig 
mit einander zu verbindenden Stäben oder aus rechtwinklig mit einander ver⸗ 
bundenen Brettern beſtehen. Sie dürfen ſowohl zu feſter Aufſtellung, als auch 
zum Zuſammenſetzen und Auseinandernehmen eingerichtet ſein. 

4. An Meßrahmen mit feſten Stäben oder Brettern iſt die Anbringung 
irgend einer anderen als einer Eintheilung in halbe Meter auf Rahmenſtücken 
nicht zuläſſig. Bei Meßrahmen mit beweglichen Stäben darf einer der Stäbe 
mit Centimetereintheilung verſehen ſein. 


$. 34. 
Bezeichnung, innezuhaltende Fehlergrenzen und Stempelung. 

Die Bezeichnung der Meßrahmen geſchieht auf jedem Rahmenſtücke, ent⸗ 
ſprechend den für Längenmaaße gegebenen Vorſchriften ($. 3). 

Die im Mehr oder im Minder zuzulaſſenden Fehler der Rahmenſtücke dürfen 

bei Längen von 1 Meter und mehr höchſtens 1 Centimeter, 
bei Längen von 0,5 Meter höchſtens 0,5 Centimeter 
betragen. 

Die Stempelung erfolgt dicht an den Verbindungsſtellen der einzelnen 
Rahmenſtücke und an jedem End- und Theilpunkte der Längen der einzelnen 
Rahmenſtücke, und zwar bei hölzernen Rahmen durch Einbrennen, bei eiſernen 
durch Aufſchlagen auf Pfropfe oder Platten von weicherem Metall „welche in 
unveränderlicher oder nöthigenfalls durch Stempelung zu ſichernder Weiſe auf den 
Rahmenſtücken angebracht ſein müſſen. 


V. Gewichte. 
A. Handelsgewichte. 


$. 35. 
Zuläſſige Gewichte. 
Handelsgewichte ſind zuzulaſſen in Gewichtsgrößen 
von 50, 20, 10, 5, 2, 1 Kilogramm 
und 500, 200, 100, 50, 20, 10, 5, 2, 1 Gramm. 
lk 


Material. 


„ Als Material dürfen Eiſen, Meſſing, Bronze, Argentan ſowie alle anderen 
Metalle und Metallmiſchungen, welche den vorſtehend genannten Metallen an Härte 
und an Beſtändigkeit gegen Lufteinflüffe nicht nachſtehen, und zwar mit oder ohne 
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Ueberzugsſchicht aus einem anderen genügend feſthaftenden und luftbeſtändigen 
Material angewendet werden. Für Gewichtsſtücke unter 100 Gramm ſind jedoch 
Eiſen ſowie andere Metalle oder Metallmiſchungen, welche in ihrem Verhalten 
gegen Lufteinflüſſe dem Eiſen naheſtehen, nicht zuläſſig. 


Snake 
Geſtalt. 

Die Gewichtsſtücke von 50 Kilogramm bis 1 Gramm einſchließlich ſollen 
eine cvlindriſche Geſtalt haben, jedoch mit der Maßgabe, daß zwiſchen dem oberen 
und unteren Durchmeſſer Unterſchiede, welche 5 Prozent des letzteren nicht über⸗ 
ſteigen, zuläſſig ſind. 

Die Stücke von 50 Kilogramm und 20 Kilogramm ſollen mit einer Hand⸗ 
habe, die Stücke von 10 Kilogramm mit Handhabe oder Knopf, die Stücke von 
5 Kilogramm bis 1 Gramm einſchließlich mit einem Knopf verſehen ſein, mit 
Ausnahme der eiſernen Gewichtsſtücke von 200 und 100 Gramm, welche ohne 
Knopf herzuſtellen ſind. 

Die cylindriſchen Körper ſowohl der eiſernen als auch der aus anderem 
Material hergeſtellten Gewichtsſtücke ſollen, abgeſehen von der Handhabe oder dem 
Knopf, folgende Dimenſionen einhalten: 


Gewichtsgröße. Zuläſſige größte Höhe. Zuläſſige kleinſte Höhe. 
50 Kilogramm 250 Millimeter 220 Millimeter 
20 : 175 : 150 : 

10 135 114 2 

3 109 92 

2 78 65 

1 60 . Sn : 

0,5 47 - 39 : 
Gewichtsgröße. Zuläſſiger größter Durchmeſſer. Zuläſſiger kleinſter Durchmeſſer. 
200 Gramm 42 Millimeter 39 Millimeter 
100 . 34 . 32 - 

50 . 28 26 

20 23 22 

10 20 19 : 
2 14 13 . 
1 10 3 - 


In Form von Einſatzgewichten, d. h. 
Schalen, deren äußere, mit einem Scharnierdeckel verſehen, eine Art von Gehäuſe 
bildet, find folgende Zuſammenſetzungen von Gewichtsſtücken zuläſſig: 

1. ein Einſatz von 1 Kilogramm Geſammtgewicht, welcher aus 12 Stücken, 

nämlich 500, 200, 100, 100, 50, 20, 10, 10, 5, 2, 2 und 1 Gramm 


beſteht 


in Form von ineinander zu ſetzenden 
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2. ein Einſatz von 500 Gramm Geſammtgewicht, welcher aus 11 Stücken, 
nämlich 200, 100, 100, 50, 20, 10, 10, 5, 2, 2 und 1 Gramm 
beſteht; 

3. ein Einſatz von 200 Gramm Geſammtgewicht, welcher aus 9 Stücken, 
nämlich 100, 50, 20, 10, 10, 5, 2, 2 und 1 Gramm beſteht. 

„Das Eingrammſtück eines Einſatzes darf für ſich, jedes andere Einſatz⸗ 
gewicht nur mit dem vollſtändigen Einſatz zur Aichung zugelaſſen werden. 


$. 38. 
Bezeichnung. 
Die Bezeichnung der Gewichtsſtücke geſchieht in folgender Weiſe: 
Gewichtsgröße. Bezeichnung. 
50 Kilogramm 50 kg 
20 . 20 kg 
10 . 10 kg 
5 . 5 kg 
2 2 kg 
1 s U akg 
500 Gramm 0, kg oder 500 g 
200 0,2 kg 200 g 
100 wu „1 kg - 100g 
e 50 g 
20 20 g 
10 10 g 
5 . 5 9 
2 29 
1 19 


Die Bezeichnung ſoll in gehöriger Größe und Deutlichkeit an augenfälliger 
Stelle angebracht fein. Bei gußeiſernen Stücken foll die Bezeichnung in erhabener 
Schrift, aus einem Guß mit dem Stück hergeſtellt ſein, doch ſind Bezeichnungen 
ic vertiefter Schrift bei abgedrehten gußeiſernen Gewichten zuläſſig. Bei allen 
Stücken aus anderem Metall darf die Bezeichnung aufgeſchlagen oder ein⸗ 
gravirt ſein. 

PN Das Geſammtgewicht eines Einſatzes einſchließlich des Gehäufes (ſiehe §. 37 
der. 1, 2 und 3) ſoll auf der äußeren Fläche des Deckels angegeben ſein, und 
die einzelnen Einſatzgewichte follen die vorgeſchriebene Bezeichnung auf der oberen 
Bodenfläche oder auf dem oberen Rande haben. 

Reichs. Geſezöl. 1885. 1. d 
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$. 39. 
Sonſtige Beſchaffenheit und Einrichtung. 

1. Die Oberfläche eines Gewichtsſtückes ſoll derartig beſchaffen ſein und 
derartig regelmäßig verlaufen, daß ſie unter den beim Gebrauch vorkommenden 
Einwirkungen genügende Unveränderlichkeit des Gewichtes erwarten läßt, und daß 
etwaige Verletzungen leicht als ſolche erkennbar ſind. 

2. Die Handhaben gußeiſerner Gewichte ſollen aus Schmiedeeiſen beſtehen 
und direkt, ohne fremdes Bindemittel, wie Blei und dergleichen, eingegoſſen ſein. 
Knöpfe dürfen keinesfalls angeſchraubt ſein, dagegen ſind ſchmiedeeiſerne Knöpfe 
zuläſſig, welche ebenſo wie die Handhaben eingegoſſen ſind. 

3. Die eiſernen Stücke (nämlich die Stücke aus Gußeiſen, Gußſtahl, Hart⸗ 
guß u. dergl.) von 50 Kilogramm bis 100 Gramm einſchließlich ſollen mit einer 
zur Aufnahme des Juſtirmaterials beſtimmten Juſtirhöhlung verſehen fein, welche 
auf der oberen Fläche des Gewichtsſtückes in einer Oeffnung (dem Juſtirloch) 
ausmündet und durch einen Aichpfropf zu ſchließen iſt. Dieſe Ausmündung der 
Juſtirhöhlung ſoll jedenfalls fo beſchaffen fein, daß der in dieſelbe einzuſchlagende 
Aichpfropf darin einen feſten Halt hat. 

Ein unterhalb des Knopfes gelegenes Juſtirloch darf nicht zu nahe am 
Rande, aber auch nicht derartig angebracht ſein, daß die Zugänglichkeit desſelben 
durch den Knopf beeinträchtigt wird. 

4. Der Aichpfropf ſoll aus Kupfer oder aus einer Legirung von Blei und 
Zinn beſtehen, welche einen für die Erhaltung des auf demſelben einzuſchlagenden 
Stempelzeichens genügenden Härtegrad hat. 

5. Gewichtsſtücke aus anderem Metall als Eiſen (ſiehe Nr. 3) ſollen maſſiv 
aus einem Stück hergeſtellt ſein und dürfen Juſtirvorrichtungen nicht enthalten. 

Zuläſſig iſt es jedoch, daß zum Zweck der Beſeitigung von kleinen Ueber⸗ 
ſchreitungen der Fehlergrenzen bei zu leichten Gewichtsſtücken dieſer Art kleine Ein⸗ 
bohrungen gemacht und mit ſchwererem Material ausgefüllt werden, vorausgeſetzt, 
daß dieſelben alsdann, unter ſorgfältiger Wiederherſtellung und Glättung der 
Oberfläche, mit einem Pfropf aus dem Material des Stückes dauerhaft ver⸗ 
ſchloſſen werden. 

$. 40. 
Innezuhaltende Fehlergrenzen. 

Die im Mehr oder im Minder zuzulaſſenden Fehler dürfen höchſtens be: 

tragen bei Gewichtsſtücken zu 
50 Kilogramm 85 des Soll-Gewichtes oder 5 Gramm 
20 . 0 5 5 


5000 z 2 4 
10 P 20000 5 2,5 
5 5 700  * 2 ⸗ 1 2 5 
236 Hin % . sichten‘ 
1 * 52500 * 2 = 0 74 0 
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50 . n . . 50 5 
20 . aepicbitt . . 30 - 
W 415 ende u . 20 N 
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$. 41. 
Stempelung. 


Die Stempelung erfolgt ausſchließlich durch Aufſchlagen oder Aufdrücken. 
Die eiſernen Gewichtsſtücke erhalten den Stempel auf dem Aichpfropf, die Gewichts⸗ 
ſtücke aus Meſſing, Bronze und dergleichen auf ihrer oberen Fläche und auf der 
Bodenfläche, ſowie auf ſolchen Pfropfen, mit welchen nach $. 39 die etwa zum 
Zweck der Berichtigung gemachten kleinen Einbohrungen verſchloſſen worden ſind. 

Die einzelnen Stücke der Einſatzgewichte ſind auf der inneren und auf der 
äußeren Bodenfläche zu ſtempeln. 
Ai Zuläffig iſt die Anbringung der Jahreszahl der Aichung auf den Gewichts⸗ 
ücken. 


B Präziſions gewichte. 


$. 42. 
Zuläſſige Gewichte. 
Außer den im F. 35 für Handelsgewichte zugelaſſenen Gewichtsgrößen ſind 
bei Präziſionsgewichten noch Gewichtsgrößen 
von 500, 200, 100, 50, 20, 10, 5, 2, 1 Milligramm zuzulaſſen. 


F. 43. 
Material. 


f Die Beſtimmungen des $. 36 gelten auch hier, doch mit der Abweichung, 
daß Eiſen bei Präziſionsgewichten nur bis einſchließlich 5 Kilogramm abwärts 
zuzulaſſen iſt. 

„. Außer den im $. 36 zugelaſſenen Metallen und Metallmiſchungen iſt auch 
Platin von 50 Milligramm abwärts auch Aluminium, für die Stücke von 5, 
2 und 1 Milligramm jedoch nur Aluminium zuläſſig. Bei den Stücken von 
500 Milligramm abwärts iſt Silber ausgeſchloſſen. 

D* 
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F. 44. 
Geſtalt, ſonſtige Beſchaffenheit und Einrichtung. 


Für die Stücke bis 1 Gramm abwärts gelten bezüglich der Geſtalt die 
Beſtimmungen des $. 37, doch find Einſatzgewichte ausgeſchloſſen. 

Die Gewichtsſtücke von 500 Milligramm abwärts find als Blechplättchen 
mit einer aufgebogenen Seite auszuführen, und zwar: 

die Stücke zu 500, 50 und 5 Milligramm in der Geſtalt eines regel⸗ 
mäßigen Sechsecks, 

die Stücke zu 200, 20 und 2 Milligramm in der Geſtalt eines regel⸗ 
mäßigen Vierecks, 

die Stücke zu 100, 10 und 1 Milligramm in der Geſtalt eines gleich⸗ 
ſeitigen Dreiecks. 

Die Beſtimmungen des $. 39 gelten auch entſprechend für Präziſions⸗ 
gewichte, jedoch mit der Maßgabe, daß an den regelmäßigen Verlauf und an die 
zur Erhaltung genügender Unveränderlichkeit erforderliche ſonſtige Beſchaffenheit 
der Oberflächen von Präziſionsgewichtsſtücken beſonders ſtrenge Anſprüche zu ftellen 
find, und daß der Aichpfropf nur aus Meffing beſtehen darf. 


$. 45. 
Bezeichnung. 
In Betreff der Bezeichnung gelten für die Präziſionsgewichte bis zu 


1 Gramm abwärts die Vorſchriften des $. 38. ö 
Die Bezeichnung der kleineren Präöziſionsgewichte geſchieht in folgender Weiſe: 


Gewichtsgröße. Bezeichnung. 
500 Milligramm 0,5 9 oder 500 mg 
200 . „2g 200 mg 
100 . 0,1 9 100 mg 
50 . 50 mg 
10 . 10 mg 
5 . 5 mg 
2 . 2 mg 
1 . 1 mg 


Dieſe Bezeichnungen find deutlich aufzuſchlagen oder einzupreſſen; von 
50 Milligramm abwärts darf der Zuſatz ng weggelaſſen werden. 


$. 46. 
Innezuhaltende Fehlergrenzen. 


Die im Mehr oder im Minder zuzulaſſenden Fehler dürfen höchſtens 
betragen bei Gewichtsſtücken zu 


50 Kilogramm „20000 des Soll-Gewichtes oder 2,5 Gramm 
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10 . 25000 20e 5 595 At 
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Stempelung. 


Die Stempelung der Präziſionsgewichte erfolgt mit dem Präziſionsſtempel 
(. 79), im Uebrigen nach den Vorſchriften des §. 41. Die Gewichtsſtücke in 
Form von Plättchen empfangen einen Stempel auf der die Bezeichnung ent⸗ 
haltenden Fläche. 


C. Goldmünzgewichte. 


$. 48. 
Zuläſſige Gewichte. 
Für den Gebrauch bei Abwägung der Reichsgoldmünzen werden folgende 
Gewichtsſtücke zur Aichung zugelaſſen: 
I. Gewichtsſtücke in den Beträgen der Normalgewichte der einzelnen Gold⸗ 
münzen, und zwar: 


für das Zwanzigmarkſtück mit dem Gewicht von 7,9650 Gramm 
„ Zehnmarkſtück Aab © - 3,9825 - 
„Faoünfmarkſtück Eu az 5 2 
II. Gewichtsſtücke in den Beträgen der Paſſ irgewichte der einzelnen 
Goldmünzen, und zwar: 
für das Zwanzigmarkſtück mit dem Gewicht von 7,9251 Gramm 
„ Zehnmarkſtück 43 : 3,9626 = 
Fünfmarkſtück re - e 
III. Gewichtsſtücke in den Beträgen gewiſſer Vielfachen der Normal. 
gewichte der Goldmünzen, und zwar: 


für 50 &. mit dem Gewicht von 19,912 Gramm 


I „ re Sn 

5 200 3 * = s = 79,650 1 

„ 500 N on 1 

Be LE 

” 2000 * * . s = 796,495 2 
F. 49. 


Material, Geſtalt, Bezeichnung und ſonſtige Beſchaffenheit. 
Die Goldmünzgewichte ſollen aus einer zinnhaltigen Kupferlegirung beſtehen. 
Es wird ferner vorgeſchrieben für die Gewichtsſtücke 
unter F. 48 J. die Geſtalt einer kreisrunden Scheibe mit Knopf; 
unter H. 48 II: die Geſtalt eines flachen ſechsſeitigen Prisma mit Knopf; 
unter §. 48 III: die Geſtalt eines Cylinders, deſſen Durchmeſſer größer 
iſt als die Höhe, mit Knopf. 
Die Gewichtsſtücke unter §. 48 1 und F. 48 III ſollen mit N, diejenigen 
unter $. 48 II mit P, nebſt der betreffenden Markzahl und dem Markzeichen, z. B. 
N 10 A. P 20 A N 100 Al. 
bezeichnet ſein. 
Betreffs der ſonſtigen Beſchaffenbeit werden an die Goldmünzgewichte die⸗ 
jelben Anforderungen geſtellt, wie an die nicht aus Eiſen beſtehenden Präziſions⸗ 
gewichte. 
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$. 50. 
Innezuhaltende Fehlergrenzen. 


Die im Mehr oder im Minder zuzulaſſenden Fehler dürfen höchſtens 
betragen 


bei Gewichtsſtücken für 5 .. 2 Milligramm 
. = N ONE N 2 : 
. E e ene 3. . 
- . DOSE. Tr... 15 . 
r 20 . 
e 25 . 
. BE ir: . 50 . 
1000 2. 90 . 
ZI. a 160 
$. 51. 
Stempelung. 


Die Stempelung ift wie bei den nicht aus Eiſen beftehenden Präziſions⸗ 
gewichten auszuführen (vergl. jedoch §. 79). 


D. Poſtgewichte. 
$. 52. 
Zuläſſige Gewichte. 


Für den Gebrauch der Poſtbehörden werden beſondere Gewichtsſtücke von 
40 Gramm und von 15 Gramm zugelaffen. 


$. 53. 
Material, Geſtalt, Bezeichnung und ſonſtige Beſchaffenheit. 
Die Poſtgewichte ſollen aus Meſſing oder aus einer zinnhaltigen Kupfer⸗ 


legirung, in Form von rechtwinkligen Prismen mit etwas abgeſchliffenen Kanten 
und Ecken und mit einem Knopfe hergeſtellt, ſowie mit der Bezeichnung 


Postgewicht 40 9 beziehungsweiſe Postgewicht 15 9 
verſehen ſein. 
. In Betreff der ſonſtigen Beſchaffenheit gelten dieſelben Vorſchriften, wie 
für die nicht aus Eiſen beſtehenden Handelsgewichte. 
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F. 54. 
Innezuhaltende Fehlergrenzen und Stempelung. 
Die im Mehr oder im Minder zuzulaſſenden Fehler dürfen höchſtens betragen 
bei Gewichtsſtücken zu 40 Gramm... . 40 Milligramm 
E 2 15 = De 25 * 


Die Stempelung iſt wie bei den nicht aus Eiſen beſtehenden Handels⸗ 
gewichten auszuführen ($. 41). 


s 


VI Waagen. 
A. Handelswaagen. 


$. 55. 
Zuläſſige Waagen. 

Zuzulaſſen find nur ſolche Gattungen von Waagen, welche nach der Theorie 
und Erfahrung eine Bürgſchaft gewähren, daß ſie für diejenigen Zwecke des 
Verkehrs, denen ſie dienen ſollen, eine dem Grade und der Dauer nach hin⸗ 
reichende Zuverläſſigkeit beſitzen. 

Hiernach werden als gewöhnliche Handelswaagen nur ſolche Hebelwaagen 
mit Gewichtswirkung zur Aichung zugelaſſen, mit welchen das Gewicht der Laſt 
lediglich in einer einzigen, unzweideutig erkennbar gemachten Stellung des Hebel⸗ 
ſyſtems, der ſogenannten Einſpielungsſtellung (ſiehe auch Nr. 4), ermittelt 
wird, und deren Einrichtungen außerdem folgenden allgemeinen Beſtimmungen 
genügen: 

1. Die ſich berührenden Theile derjenigen Einrichtungen, durch welche die 
Drehungsbewegungen der Hebel ermöglicht werden, nämlich der Schneiden 
und der Pfannen, ſollen aus genügend gehärtetem Stahl hergeſtellt 
ſein. Die Schneiden und Pfannen ſollen ferner ſo eingerichtet und an 
den Hebeln und Stangen ſo angebracht ſein, daß die Drehungen ohne 
bemerkliche Hemmungen erfolgen, und daß alle Längen, deren ſichere 
und unveränderliche Begrenzung für die Einhaltung der Richtigkeit der 
Wagge weſentlich iſt, nur durch Schneiden, welche mit den bezüglichen 
Theilen feſt verbunden ſind, begrenzt werden. 


2. Die an einem und demſelben Hebel befeſtigten Schneiden ſollen parallel 
zu einander angebracht, und zugleich ſoll durch die Stellung der 
Schneiden zu einander dafür geſorgt ſein, daß die Gleichgewichtslagen 
der Waage innerhalb ihrer Belaſtungs⸗ und Bewegungsgrenzen ſtets 
ſtabile ſind. 

Jede zuzulaſſende Waage ſoll alſo, ſobald ſie von einer Gleich⸗ 
gewichtslage ausgehend in Schwingungen verſetzt worden iſt, in dieſelbe 
Lage wieder zurückkehren. 
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3. Jede zuzulaſſende Waage ſoll entweder die deutliche und untrennbare 
Angabe der größten Laſt, zu deren Abwägung fie beſtimmt und aus 
reichend iſt, enthalten, oder ſie ſoll die erforderlichen Einrichtungen dar⸗ 
bieten, um von der Aichungsſtelle vorſchriftsmäßig ($. 60) mit der 
Angabe dieſer größten zuläſſigen Laſt (größten Tragfähigkeit auf der 
Laſtſeite) verſehen werden zu können. 

4. Jede Waage, bei welcher es nicht entweder durch ihre Aufhängung 
beziehungsweiſe durch die Unveränderlichkeit ihrer Aufſtellung geſichert 
oder durch die Formen und Dimenſionen ihres Geſtells und ihrer Zeiger⸗ 
einrichtung (Zunge oder dergl.) für die Beobachtung mit dem bloßen 
Auge erkennbar iſt, daß die ſogenannte Einſpielungsſtellung ihres Zeigers 
mit ausreichender Genauigkeit ſtets in einer und derſelben Lage zur Loth⸗ 
richtung ſtattfindet, muß mit einem Loth (Pendelzeiger) oder einer 
Waſſerwaage und dergleichen verſehen ſein „aus deren Einſpielen jedesmal 
erkannt werden kann, daß die Waage ſich bei der Anwendung in der⸗ 
ſelben Stellung zur Lothrichtung befindet, in welcher die Prüfung ihrer 
Richtigkeit ſtattgefunden hat. Brückenwaagen (ſiehe §. 56) ſollen unbedingt 
mit einem Pendelzeiger verſehen ſein. 

5. Die Längen der Hebelarme oder die Lage des Schwerpunktes einer 
Waage dürfen keinesfalls durch Vorrichtungen korrigirbar ſein, welche 
es ermöglichen, unachtſam oder abſichtlich Veränderungen des vor⸗ 
ſchriftsmäßigen Zuſtandes der Waage leicht und ſchnell auszuführen 
und ebenſo wieder zu beſeitigen. 


$. 56. 
Zuläſſige Konſtruktionsſyſteme für Handelswaagen. 
Die zur Aichung zuzulaſſenden Gattungen von Handelswaagen ſind 
die folgenden: 
I. Gleicharmige Waagen. 

„2. Gleicharmige Balkenwaagen (mit Gehängen), d. h. ſolche gleich⸗ 
armige Waagen, bei welchen ſich die Belaſtungen hängend unterhalb der End— 
achſen befinden, ſo daß während der Schwingungen der Waage der Schwerpunkt 
der Belaſtung immer lothrecht unter der bezüglichen Endachſe verbleibt. 

b. Gleicharmige oberſchalige oder Tafelwaagen, d. h. ſolche gleich 
armige Waagen, bei denen der Schwerpunkt der Belaſtungen ſich oberhalb der 
Endachſen befindet, und bei denen daher, im Gegenſatz zu der Einrichtung der 
gleicharmigen Balkenwaagen mit Gehängen, Parallelführungen der Belaſtungen 
erforderlich ſind, um dem Schwerpunkt der letzteren eine lothrechte Bewegung zu 
ſichern, welche derjenigen der bezüglichen Endachſe ſtets gleich iſt. 

II. Ungleicharmige Waagen, 
hie zwar mit ſolchen einfachen oder zuſammengeſetzten Verhältniſſen der Hebel⸗ 
angen, daß die Laſt durch den zehnten oder durch den hundertſten Theil ihres 
Gewichtes aufgewogen wird (Dezimal⸗ und Centeſimalwaagen). 
Reichs-Geſetzbl. 1885. 1. E 
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a. Ungleicharmige Balkenwaagen (mit Gehängen), d. h. ſolche ungleich⸗ 
armige Waagen, bei welchen ſich die Belaſtungen unterhalb der tragenden Achſen, 
und zwar hängend befinden, ſo daß während der Schwingungen der Waage der 
Schwerpunkt der Belaſtung immer lothrecht unter der tragenden Achſe verbleibt. 

b. Brückenwaagen, d. h. ſolche ungleicharmige Waagen, bei welchen 
ſich der Schwerpunkt der abzuwägenden Laſt oberhalb tragender Achſen befindet, 
und bei denen daher eine Parallelführung des Laſtträgers (der Brücke, des Tiſches, 
der Schale u. ſ. w.) erforderlich iſt, um dem Schwerpunkt der Laſt eine lothrechte 
Bewegung zu ſichern, welche derjenigen der bezüglichen Endachſe ſtets gleich iſt. 


III. Caufgewichtswaagen, 


d. h. Waagen, bei welchen auf der Laſtſeite ähnliche Einrichtungen, wie bei den 
unter J und II aufgeführten Gattungen vorhanden ſind, bei welchen aber die Laſt 
durch ein unveränderliches Gewicht an veränderlichem Hebelarm aufgewogen und 
ihr Betrag an der Längeneintheilung (der Skale) dieſes Hebelarmes abgeleſen wird. 

a. Einfache Balkenwaagen mit Laufgewicht und Skale (Schnell- 
waagen, römiſche Waagen u. ſ. w.). 

b. Zuſammengeſetzte Balkenwaagen mit Laufgewicht und Skale, 
ſowie Brückenwaagen mit Laufgewicht und Skale. 


Bei den unter II und IIIb aufgeführten Waagengattungen find auch ge⸗ 
miſchte Einrichtungen zuläſſig, bei welchen ein Theil der Laſt durch Gewichtsſtücke, 
die an einem nicht veränderlichen Hebelarm wirken, und der andere Theil der 
Laſt durch eine Laufgewichtseinrichtung aufgewogen und ermittelt wird (ſiehe §. 59 
Nr. 15). 


Waagen dieſer Art ſind bezüglich der Fehlergrenzen (§. 60) und der unteren 
Grenzwerthe der größten zuläſſigen Laſt, ſowie hinſichtlich der Gebührenerhebung 
entweder als ungleicharmige Waagen (II) oder als Laufgewichtswaagen (III) zu 
behandeln, je nachdem derjenige Theil der größten zuläſſigen Laſt, welcher von 
den Laufgewichtsſkalen angegeben werden kann, kleiner oder größer iſt, als der 
übrig bleibende Theil der größten zuläſſigen Laſt, und fie find demgemäß im 
erſteren Falle als „ungleicharmige Waagen (ungleicharmige Balkenwaagen bezie⸗ 
hungsweiſe Brückenwaagen) mit Hülfs⸗Laufgewicht und ⸗Skale“, im letzteren 
Falle als „Brücken⸗“ beziehungsweiſe „zuſammengeſetzte Balkenwaagen mit Lauf⸗ 
gewicht und Skale nebſt Hülfs⸗Gewichtsſchale“ zu bezeichnen. 

Die Aufhängung der Belaſtungen darf niemals unmittelbar an der be⸗ 
treffenden Pfanne erfolgen, ſondern nur mittelſt eines Zwiſchengehänges mit Ringen 
und Haken oder dergleichen ſo ausgeführt ſein, daß einestheils die beim Auf⸗ 
bringen der Belaſtung unvermeidlichen ſtärkeren Schwingungen der Gehänge ſich 
nur in vermindertem Grade auf die Pfannen übertragen können, anderentheils 
überhaupt veränderte Stellungen der Pfannen thunlichſt vermieden werden, wie 
ſie ſonſt durch etwas ſeitliche Stellungen der Belaſtungen eintreten können. 
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Jede Brückenwaage (Ib und III b) ſoll mit einer Arretirvorrichtung an 
dem Haupthebel und jede feſt fundamentirte Brückenwaage, ſowie überhaupt jede 
Brückenwaage, welche für eine größte zuläſſige Laſt von mehr als 2 000 Kilogramm 
beſtimmt iſt ‚ Soll außerdem mit einer Abſtellvorrichtung verſehen fein, durch welche 
das Hebelſyſtem der Waage vor den beim Aufbringen der Laſten ſtattfindenden 
Stößen bewahrt wird. 

sn 
Gleicharmige Waagen. 


1. Die beiden Arme einer gleicharmigen Balkenwaage ($. 56 Ja) dürfen 
erſichtliche Verſchiedenheiten der Geſtalt nicht zeigen, und der Waagebalken ſoll 
in der Einſpielungslage für ſich im Gleichgewicht ſein. 

2. Falls die Balken (F. 56 Ja) ſich an den Enden bogen- oder gabelförmig 
verzweigen, darf die Länge der Mittelſchneide des Balkens nicht weniger betragen 
als 0,6 des Abſtandes zwiſchen den von jenen Zweigen getragenen, zu einander 
gehörigen Theilen jeder Endachſe. Außerdem ſoll bei einer ſolchen Einrichtung des 
Balkens eine Schutzeinrichtung an der Aufhängung der Schalen angebracht ſein, 
welche eine Anlehnung der zu wägenden Gegenſtände an die Zweige des Waage— 
balkens unter allen bei der Anwendung denkbaren Umſtänden verhindert. 

3. Alle gleicharmige Waagen ($. 56 Ja und b) dürfen an den Schalen 
mit Tarirvorrichtungen verſehen ſein, durch welche ſich das unter Umſtänden ver⸗ 
änderliche Gewicht der Schalen oder Gehänge ſo ausgleichen läßt, daß dadurch die 
Waage im unbelaſteten Zuſtande zum Einſpielen gebracht werden kann; doch ſollen 
dieſe Einrichtungen in regelmäßiger und geordneter Weiſe, dem Zweck einer offen⸗ 
kundigen Ausgleichung entſprechend, ausgeführt ſein. An den Hebelarmen 
9 Waagen dürfen ſich jedoch keinerlei derartige Ausgleichungsmittel 
efinden. 

$. 58. 


Ungleicharmige Waagen. 
(Dezimal- und Centeſimalwaagen.) 


1. Zuläſſig find nur ſolche Dezimalwaagen, welche für eine größte Laſt ($. 55 
Nr. 3) pon nicht weniger als 20 Kilogramm, und nur ſolche Centeſimalwaagen, 
welche für eine größte Laſt von nicht weniger als 200 Kilogramm beſtimmt ſind. 
2. Alle Centeſimalwaagen ſollen als ſolche an augenfälliger Stelle be⸗ 
zeichnet ſein. 
3. Die ungleicharmigen Waagen dürfen nicht nur an den Schalen mit 
Farirvorrichtungen, ſondern auch an den Hebelarmen mit Regulatorvorrichtungen 
Caufgewicht ohne Skale) verſehen ſein, durch welche das Gewicht ſämmtlicher 
Theile ſich ſo ausgleichen läßt, daß dadurch die Waage im unbelaſteten Zuſtande 
zum Einſpielen gebracht werden kann. 
Brückenwaagen ſollen unbedingt mit derartigen Regulatorvorrichtungen 
verſehen ſein. 
e“ 
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Alle dieſe Einrichtungen ſollen jedoch in regelmäßiger und geordneter 
Weiſe, dem Zweck einer offenkundigen Ausgleichung entſprechend, ausgeführt ſein. 


§. 59. 
Laufgewichtswaagen. 

1. Für die Einrichtungen auf der Laſtſeite einer Laufgewichtswaage gelten, je 
nachdem dieſelbe eine Balken⸗ oder eine Brückenwaage mit Laufgewicht iſt, die für 
Balkenwaagen oder für Brückenwaagen getroffenen entſprechenden Beſtimmungen. 

2. Die Eintheilung der Skalen dieſer Waagen darf ſich nur auf die 
Kilogramm⸗Einheit beziehen und ſoll nach Dezimaltheilen der letzteren ohne er- 
ſichtliche Eintheilungsfehler eingravirt oder aufgeſchlagen, überhaupt in unveränder⸗ 
licher Weiſe ausgeführt ſein. Der kleinſte Abſtand zweier benachbarter Theilungs⸗ 
marken darf nicht unter 2 Millimeter betragen. Daß die Angaben der Skale 
ſich auf die Kilogramm⸗Einheit beziehen, ſoll durch Beiſetzung der Bezeichnung kg 
zu einer der Zahlenangaben der Skale an einer augenfälligen Stelle erſichtlich 
gemacht ſein. 

3. Die zur Ableſung der Skale vorhandene Einrichtung (Ableſungsmarke) 
ſoll ſo beſchaffen ſein, daß die Ableſung der Gewichtsangabe nicht durch Neben⸗ 
umſtände, insbeſondere nicht durch eine Verſchiedenheit der Stellung des Auges, 
beeinflußt werden kann. 

4. Bei den Laufgewichtswaagen dürfen je nach der Länge und Einrichtung 
der Laſthebelſyſteme verſchiedene Skalen vorhanden ſein, doch dürfen verſchiedene 
Skalen für ein und dasſelbe Laufgewicht keinesfalls unmittelbar neben⸗ oder 
übereinander auf einer und derſelben Seitenfläche des Hebels angebracht ſein. 

5. Die Unveränderlichkeit der Laufgewichtseinrichtung und der Maſſen⸗ 
vertheilung innerhalb der letzteren muß durch Form, Material und ſonſtige 
Beſchaffenheit derſelben genügend verbürgt ſein, doch ſind bei denjenigen Waagen, 
bei welchen überhaupt mehrere Laufgewichte und Skalen zuläſſig ſind, auch ſolche 
Laufgewichtseinrichtungen nicht ausgeſchloſſen, bei welchen das Laufgewicht ſelbſt 
der Träger eines kleineren Laufgewichtes mit Skale oder blos einer beweglichen 
Skale und dergleichen iſt, deren Verſchiebung die letzte Gewichtsausgleichung und 
die Ableſung derſelben ermöglicht. Vorhandene Klemmſchrauben und dergleichen 
dürfen keinesfalls abnehmbar ſein. 


a. Einfache Balkenwaagen mit Laufgewicht und Skale. 


6. Bei dieſer Gattung von Laufgewichtswaagen befindet ſich die Laſt in 
einem Gehänge unterhalb der Endachſe des Laſtarmes eines Hebels, deſſen 
anderer Arm die Skale enthält und das Laufgewicht trägt. Waagen dieſer 
Art dürfen nur ein Laufgewicht haben, welches mittelſt eines Gehänges auf einer 
Stahlſchneide ruht, die auf beiden Seiten einer entlang der Skale zu ver⸗ 
ſchiebenden Hülſe vorſteht. Von dieſer Hülſe darf das Laufgewicht nicht ab⸗ 
nehmbar ſein. Die Stahlſchneide ſoll in der durch die Mittelſchneide der Waage 
und durch die Endſchneide des Laſthebels gehenden Ebene liegen. 
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„7. Iſt die Hülſe ſelbſt abnehmbar, fo ſoll ihr Gewicht mit Einſchluß des 
Gehänges und des Laufgewichtes nach Kilogramm unter Beiſetzung von kg auf 
der Hülſe oder auf dem Laufgewicht deutlich und untrennbar angegeben ſein. 

8. Die Hülſe darf für jede Seite des veränderlichen Hebelarmes nur eine 
Ableſungsmarke enthalten. Iſt ſie abnehmbar, ſo darf ſie überhaupt nur eine 
Marke, welche für beide Skalen dient, enthalten. 


9. it eine abnehmbare Waageſchale oder eine andere abnehmbare Anhänge⸗ 
vorrichtung für die Laſt vorhanden, ſo ſoll das Gewicht derſelben mit Einſchluß 
der Ketten, Oeſen und Gehänge nach Kilogramm unter Beiſetzung von kg an 
geeigneter Stelle der Vorrichtung deutlich und untrennbar angegeben ſein. Ab⸗ 
nehmbare Vorrichtungen dieſer Art dürfen nur aus Metall hergeſtellt ſein. 


10. Die Verſchiebbarkeit der das Laufgewicht tragenden Hülſe an der Skale 
des Hebelarmes ſoll eine ſtetige ſein. Kerbförmige Einſchnitte des letzteren und der⸗ 
gleichen ſind daher bei den einfachen Balkenwaagen mit Laufgewicht nicht zuläſſig. 


b. Zuſammengeſetzte Balkenwaagen mit Laufgewicht und Skale, 
ſowie Brückenwaagen mit Laufgewicht und Skale. 


11. Zuzulaſſen ſind nur ſolche Waagen dieſer Arten, welche für eine größte 
Laſt von nicht weniger als 200 Kilogramm beſtimmt ſind. 

12. Bei dieſen Laufgewichtswaagen befindet ſich die Laſt entweder in einem 
Gehänge unterhalb der Endachſe eines Hebelarmes, welcher erſt mittelbar durch eine 
Hebelverbindung auf den die Laufgewichtseinrichtungen tragenden Hebel wirkt, 
oder die Laſt liegt auf einer Brücke mit Parallelführung, während die Laufgewichte 
und Skalen ſich an den erſichtlichſten Stellen des Hebels oder des Hebelſyſtems 
befinden, an welchem ſonſt bei den gewöhnlichen Brückenwaagen die Gewichts⸗ 
ſchale angebracht iſt. 

13. Außer den unter Nr. 5 erwähnten Einrichtungen ſind hier zwei oder 
mehrere verſchiedene Skalen mit verſchiedenen Laufgewichten neben- oder über: 
einander zuläſſig. 


14. Bei den unter Nr. 13 aufgeführten Einrichtungen iſt es zuläſſig, daß 
die Einſtellung des größten Laufgewichtes auf die einer ganzen Anzahl von größeren 
Gewichtseinheiten entſprechenden Hebellängen durch kerbförmige Einſchnitte und 
dergleichen erleichtert und geſichert wird, doch ſoll jedenfalls außer dieſen Ab⸗ 
ſtufungen der Hebeleintheilung auch eine Skale, an welcher die jedesmalige 
Stellung desſelben Laufgewichtes mittelſt einer geeigneten, an demſelben ange⸗ 
brachten Marke abgeleſen wird, vorhanden ſein. 

92 15. Die Laufgewichte brauchen bei zuſammengeſetzten Balkenwaagen und 
m Brückenwaagen nicht unbedingt ſo beſchaffen zu ſein, daß ſie mit einer Gehänge⸗ 
einrichtung auf einer feſt mit der verſchiebbaren Hülſe verbundenen Schneide 
ruhen, vielmehr ſind hier ſtatt der Gehängeeinrichtungen andere Formen und 
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Anbringungsarten der Laufgewichte zuläffig, ſobald dieſelben die Bedingung erfüllen, 
daß der Schwerpunkt des Laufgewichtes in möglichſt geringem Abſtande von der 
durch die Mittelſchneide der Waage und die Endſchneide des Laſthebels gehenden 
Ebene liegt, und ſich keinesfalls um einen in die Augen fallenden Betrag tiefer 
unter dieſer Ebene befindet, als die Mittellinie des Armes, an welchem das Lauf- 
gewicht ſich bewegt. 

16. Die Vorſchriften unter Nr. 2 bis 5 und 12 bis 15 finden entſprechende 
Anwendung auf Laufgewichte und Skalen, welche nur als Hülfseinrichtungen 
bei anderen Waagengattungen dienen (ſiehe $. 56). Bei Einrichtungen letzterer 
Art darf jedoch an der zur Ableſung der kleinſten Gewichtstheile beſtimmten Skale 
diejenige Aenderung der Gewichtsangabe, welche einer Verſchiebung des Lauf⸗ 
gewichtes um einen Skalentheil entſpricht, den Betrag der nach F. 60 bei der 
Prüfung der Richtigkeit und Empfindlichkeit anzuwendenden größten Gewichts⸗ 
zulage nicht überſteigen. 

$. 60. 
Innezuhaltende Fehlergrenzen. 

Beim Aichen einer nach den vorſtehenden Beſtimmungen zugelaffenen Waage 
iſt nach den näheren Anweiſungen der Inſtruktion zu unterſuchen, ob dieſelbe hin⸗ 
reichende Empfindlichkeit beſitzt, und ob ihre Hebeloerhältniſſe hinreichend richtig ſind. 

Als das Empfindlichkeitsmaaß gilt das Verhältniß, welches diejenige kleinſte 
Vermehrung oder Verminderung der Laſt, die noch eine deutlich erkennbare Ver⸗ 
änderung der Gleichgewichtslage der Waage (einen Ausſchlag) hervorbringt, zu 
der Laſt ſelber hat. 

Zur Stempelung darf eine Waage nur dann zugelaſſen werden, 

1. wenn nach Aufbringung der größten zuläſſigen Laſt die für letztere und 

für die betreffende Waagengattung in der nachfolgenden Zuſammen⸗ 
ſtellung aufgeführte Zulage noch einen deutlichen Ausſchlag bewirkt; 


2. wenn nach Aufbringung des zehnten Theils der größten zuläffigen Laſt 
der fünfte Theil der nach Nr. 1 für die größte zuläſſige Laſt berechneten 
Zulage noch einen deutlichen Ausſchlag der Waage bewirkt , 

3. wenn die Abweichung des Hebelverhältniſſes der Waage von dem ihrem 
Syſtem zukommenden Werthe, nämlich 

a. bei den gleicharmigen Waagen von der Gleichheit, 

b. bei den Dezimalwaagen von dem Verhältniß 1: 10, 

c. bei den Centeſimalwaagen von dem Verhältniß 1: 100, 

d. bei den Laufgewichtswaagen von der Angabe der Skale 
bei der Abwägung ſowohl der größten Laſt als ihres zehnten Theiles durch 
einen Gewichtsbetrag ausgeglichen werden kann, welcher nicht größer iſt, 
als die unter Nr. beziehungsweiſe unter Nr. 2 aufgeführte, das Em⸗ 
pfindlichkeitsmaaß bei jeder dieſer Belaſtungen beſtimmende Gewichtszulage; 
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4. wenn bei den Waagen mit Parallelführung der Laſt (oberſchalige und 
Brückenwaagen), ſowie bei den gleicharmigen Balkenwaagen mit Ver⸗ 
zweigung der Hebel⸗Enden die vorſtehenden Bedingungen auch in den 
verſchiedenen bei der Anwendung der Waage vorkommenden Stellungen 
der Belaſtung auf den Schalen oder Brücken eingehalten werden. 


Größte zuläffige Gewichtszulage bei der prüfung der Empfindlichkeit und 
der Richtigkeit der Zandelswaagen. 
I. Gleicharmige Waagen. 
soo oder 0,2 Gramm für je 100 Gramm der größten zuläſſigen Laſt, wenn die⸗ 
ſelbe 200 Gramm oder weniger beträgt. 
b, 1,0 — für jedes Kilogramm der größten zuläſſigen Laſt, wenn 
dieſelbe mehr als 200 Gramm, aber nicht mehr als 
5 Kilogramm beträgt. 
%% * 0,5 . für jedes Kilogramm der größten zuläſſigen Laſt, wenn 
dieſelbe mehr als 5 Kilogramm beträgt. 
II. Ungleicharmige Waagen. 
0% oder 0,6 Gramm für jedes Kilogramm der größten zuläffigen Laſt. 
III. Laufgewichtswaagen. 
don oder 1,0 Gramm für jedes Kilogramm der größten zuläffigen Laſt, wenn 
dieſelbe weniger als 200 Kilogramm beträgt. 
/ * 06 — flür jedes Kilogramm der größten zuläſſigen Laſt, wenn 
dieſelbe 200 Kilogramm oder mehr beträgt. 


B. Waagen für beſondere Zwecke. 
I. Präziſtonswaagen. 


F. 61. 
Zuläſſige Konſtruktionsſyſteme und ſonſtige Einrichtungen. 

Solche Waagen, welche nach ihrer Konſtruktion und Konſtruktionsausführung 
Wägungen von einer noch größeren Zuverläſſigkeit erwarten laſſen, als für den 
Verkehr im Allgemeinen erforderlich iſt, dürfen auch auf eine größere als die 
obige Genauigkeit geprüft und „wenn ſie eine ſolche beſitzen, mit dem Präziſions⸗ 
ſtempel verſehen werden. 

Die Zulaſſung zur Präziſionsaichung wird auf gleicharmige Balkenwaagen, 
und zwar auf ſolche Waagen dieſer Gattung eingeſchränkt, welche nach Material 
und Güte der Konſtruktionsausführung eine Zuverläſſigkeit von beſonderem Grade 
und von beſonders geſicherter Dauer erwarten laſſen. Vorzugsweiſe kommt hierbei 
die möglichſt vollkommene Ausführung der Drehungseinrichtungen und die größt⸗ 
HH Sicherung der Schwingungen der Waage vor allen Reibungen und 
Klemmungen in Betracht. 


$. 62. 
Innezuhaltende Fehlergrenzen. 
Die Anforderungen an den Empfindlichkeits⸗ und Richtigkeitsgrad der Prä⸗ 
ziſionswaagen find unter entſprechender Anwendung der oben für gewöhnliche 
Handelswaagen gegebenen Vorſchriften (§. 60 Nr. 1 bis 4) die folgenden: 


Größte zuläſſige Gewichtszulage bei der Prüfung der Empfindlichkeit und 
der Richtigkeit der Präzifionswaagen. 

500 oder 2,0 Milligramm für jedes Gramm der größten zuläſſigen Laſt, wenn 
dieſelbe 20 Gramm oder weniger beträgt. 

TR) . für jedes Gramm der größten zuläffigen Laſt, wenn 
dieſelbe mehr als 20 Gramm, aber nicht mehr als 
200 Gramm beträgt. 

e 07 . für jedes Gramm der größten zuläſſigen Laſt, wenn 
dieſelbe mehr als 200 Gramm, aber nicht mehr als 
2 Kilogramm beträgt. 

Iso 0,2 Gramm für jedes Kilogramm der größten zuläſſigen Laſt, wenn 
dieſelbe mehr als 2 Kilogramm, aber nicht mehr als 
5 Kilogramm beträgt. 

Wb O Le für jedes Kilogramm der größten zuläſſigen Laſt, wenn 
dieſelbe mehr als 5 Kilogramm beträgt. 


II. Selbſtthätige Regiſtrirwaagen. 


8.63. 
Anwendungsgebiet und Beſchaffenheit der zuzulaſſenden ſelbſtthätigen Regiſtrirwaagen. 

Zur Abwägung und Regiſtrirung des Gewichtes: 

a. von pulver⸗ und ſandförmigen Materialien, und zwar bis auf Weiteres 
von Mehl, Gries und Grütze, ſowie von Cement, trockenem pulver⸗ 
förmigen künſtlichen Dünger und ähnlichen trockenen mineraliſchen Körpern 
in Pulverform, 

b. von kleinkörnigen Früchten und daraus hergeſtellten körnigen Fabrikaten, 
und zwar bis auf Weiteres von Weizen, Roggen, Gerſte Hafer, Mais, 
Hülſenfüchten, geputztem Malz, Reis, Buchweizen, Hirſe, Graupen, 
Raps, Rüb⸗ und Leinſamen, ſowie von Palmkernen, 

und zwar im Eingangs⸗ und Ausgangsverkehr des Großhandels und Fabrik⸗ 
betriebes, ſowie bei ſteuer⸗ und zollamtlichen Ermittelungen, werden ſolche Wägungs⸗ 
einrichtungen zugelaſſen, bei welchen eine gleicharmige Balkenwaage die Füllung 
ihrer Laſtſchale mit beſtimmten, dem Geſammtbetrage der geaichten Gewichtsſtücke 
auf ihrer Gewichtsſchale entſprechenden Gewichtsmengen eines ihr von oben zu⸗ 
geführten Materials, und ſodann die jedesmalige Entleerung der Laſtſchale ent⸗ 
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weder völli ſelbſtthätig oder durch felbfithätige Auslöſung und Hemmung einer 
beſonderen Vetriebseinrichtung regelt und zugleich die fortlaufende Regiſtrirung der 
einzelnen Füllungen an einem Zählwerk vermittelt. 

Waägungseinrichtungen folder Art ſollen außerdem folgenden Vorſchriften 
genügen: 

1. Die eigentliche Waage ſoll den auf gleicharmige Balkenwaagen bezüg⸗ 
lichen Beſtimmungen entſprechen, mit der Einſchränkung, daß es genügt, 
wenn ſie nach Aufbringung der größten zuläſſigen Laſt in Bezug auf 
Empfindlichkeit und Richtigkeit die Anforderungen des $. 60 erfüllt. 

Zum Zweck der Prüfungen ſoll dafür geſorgt ſein, daß die 
eigentliche Waage durch bloße Umſchaltung eines dafür vorgeſehenen 
Mechanismus aus der Verbindung mit den anderweitigen Einrichtungen 
gelöſt und alsdann ſowohl unbelaſtet auf richtiges Einſpielen, als auch 
bei der größten zuläſſigen Belaſtung auf ihre Empfindlichkeit und 
Richtigkeit, beziehungsweiſe nach jeder durch die Waage ſelbſt regelrecht 
zu Stande gekommenen Füllung der Laſtſchale auf die Uebereinſtimmung 
des Gewichtes der Füllung mit ihrem Sollgewicht, unter Aufbringung der 
erforderlichen geaichten Gewichtsſtücke und kleinen Zulagegewichte, geprüft 
werden kann. Die bezüglichen Umſchaltungseinrichtungen dürfen jedoch 
keinesfalls fo beſchaffen fein, daß bei ihrer Anwendung die Bewegungen 
und Verrichtungen derjenigen Konſtruktionstheile, von deren Wirkungs⸗ 
weile die Bemeſſung der Füllungen abhängig ift, in anderer Weiſe ftatt- 
finden, und in Folge deſſen Füllungen von anderem Gewicht zu Stande 
kommen können, als bei gewöhnlichem, nicht unterbrochenem Betriebe. 

Die ſelbſtthätigen Regiſtrirwaagen ſollen mit einem Pendelzeiger 
verſehen ſein. 

2. Die Regiſtrireinrichtungen ſollen in der Regel unmittelbar die Gewichts⸗ 
angabe liefern, und zwar in der Kilogramm⸗Einheit ausgedrückt, was 
durch augenfällige Beiſetzung der Bezeichnung Kilogramm oder kg 
erkennbar gemacht ſein ſoll. Es ſollen jedoch, z. B. zur Anwendung 
beim Sacken verſchiedener Materialien, Waagen dieſer Art auch mit 
ſolchen Regiſtrireinrichtungen zuläſſig ſein, welche nicht das Gewicht, 
ſondern lediglich die Anzahl der ausgeſchütteten Füllungen regiſtriren, 
was dadurch augenfällig erkennbar gemacht ſein ſoll, daß unter oder 
über dem Zahlenausdruck der Regiſtrirung nicht die Kilogrammbezeichnung, 
ſondern die Angabe angebracht iſt: Füllungen, deren Einzel- 
gewicht dem aufgeſetzten Gegengewicht entſpricht. 

3. Die auf dem Waagebalken anzugebende größte zuläſſige Laſt darf nicht 
weniger als 5 Kilogramm betragen und nur einer der folgenden Stufen 
entſprechen: 

5, 10, 20, 25, 50, 75, 100 Kilogramm und von 100 Kilo— 

gramm aufwärts weiteren Abſtufungen von je 50 Kilogramm. 
Reichs- Geſetbl. 1885. 1. 
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Bis auf Weiteres werden jedoch für Hafer auch ſolche ſelbſt⸗ 
thätige Regiſtrirwaagen zugelaſſen, bei denen das Gewicht einer Füllung 
37,5 Kilogramm beträgt. 

Die Waagen mit Füllungsregiſtrirung (ſiehe Nr. 2) dürfen nur 
für eine größte zuläſſige Laſt von 100 Kilogramm beſtimmt ſein. 

Bei den Waagen mit Gewichtsregiſtrirung ſoll das Gewicht der 
einzelnen Füllung ſtets der auf dem Balken angegebenen größten zu⸗ 
läſſigen Laſt entſprechen. Die Waagen mit Füllungsregiſtrirung dürfen 
dagegen auch mit Füllungsgewichten arbeiten, welche kleiner als die 
größte zuläſſige Laſt, aber nicht kleiner als die Hälfte derſelben ſind. 


. Um für diejenigen kleinen Gewichtsunterſchiede der Füllungen, welche 


lediglich während des Verlaufes der, der Vollendung jeder Füllung 
vorangehenden, letzten Zuflüſſe des Materials je nach der beſonderen 
Beſchaffenheit des letzteren entſtehen können, eine regelmäßige und ge⸗ 
ordnete Ausgleichung beim Beginn der Abwägungen zu ermöglichen, 
ſoll eine Regulireinrichtung vorhanden ſein, durch welche das Gewicht 
der einzelnen Füllungen in Uebereinſtimmung mit ihrem Sollgewichte 
gehalten werden kann (ſiehe auch Nr. 9). Dieſe Regulireinrichtung ſoll 
als ſolche leicht erkennbar gemacht, jedoch nicht am Waagebalken an⸗ 
gebracht ſein. Sie darf keinesfalls einen größeren Spielraum haben, 
als erforderlich iſt, um Ausgleichungen obiger Art bis zu 00 der 
größten Laſt vollziehen zu können. Damit dieſer Spielraum für die 
verſchiedenen Materialien, für welche eine ſolche Waage zugelaſſen iſt, 
und auch für jede bei dieſen Materialien vorkommende beſondere Be⸗ 
ſchaffenheit ausreicht, müſſen die Dimenſionen der Oeffnungen, von 
welchen die Stärke der letzten Zuflüſſe abhängt, entſprechend bemeſſen 
ſein. Die Begrenzungswände dieſer Oeffnungen ſollen derartig beſchaffen 
ſein, daß Abänderungen der Querſchnitte der letzteren weder leicht und 
ſchnell ausführbar ſind, noch in Folge von Abnutzung in einem in 
Betracht der Fehlergrenze erheblichen Grade von ſelbſt eintreten können. 


Die ſämmtlichen, zu der vorſtehenden Regulirung ſowie zu dem regel⸗ 


mäßigen Zuſtandekommen der Füllungen und Entleerungen und zur 
Regiſtrirung dienenden Einrichtungen ſollen durch das Umſchlußgehäuſe, 
welches bei jeder dieſer Waagen vorhanden ſein ſoll, derartig vor 
ſtörenden Eingriffen geſichert ſein, oder ſie ſollen, ſoweit ihnen das 
Umſchlußgehäuſe keinen ausreichenden Schutz gewähren kann, von einer 
derartigen Beſchaffenheit und Anordnung ſein, daß es nicht möglich iſt, 
unachtſam oder abſichtlich Veränderungen ihres vorſchriftsmäßigen und 
normalen Zuſtandes und ihrer Wirkung leicht und ſchnell auszuführen 
und ebenſo wieder zu beſeitigen. Ferner ſollen weder durch zufällige 
Verrückungen der zu dieſen Einrichtungen gehörigen Theile, noch durch 
die bei der Aufſchüttung des Materials vorkommenden Unregelmäßig⸗ 
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keiten, Stauungen und Druckſchwankungen ſolche Fehler der Wägungs⸗ 
ergebniſſe entſtehen können, welche einen erheblichen Bruchtheil der zu- 
läſſigen Abweichung derſelben von der Richtigkeit darſtellen. 


. Ebenfo wie die Drehungsbewegungen der eigentlichen Waage ſollen auch 
alle Kippungs⸗ und Drehungsbewegungen derjenigen Mechanismen, bei 
denen Störungen der Beweglichkeit die Richtigkeit des Wägungsergeb⸗ 
niſſes in Frage ſtellen könnten, mittelſt gehärteter Schneiden und Pfannen 
erfolgen. Mechanismen, welche eine Schmierung mit Oel oder Fett 
erfordern, dürfen nur dann an der Waage angebracht oder mit ihr 
verbunden ſein, wenn ſie lediglich zur Zuführung des zu verwägenden 
Materials dienen. 


Das Zählwerk ſoll derartig beſchaffen fein, daß die Richtigkeit feiner 
Zählungsergebniſſe auf Grund genauer Beſichtigung und Prüfung ſeiner 
Einrichtungen hinreichend verbürgt werden kann. Es ſind nur ſogenannte 
ſpringende Zählwerke zuläſſig, bei denen die Zahlen der Ziffernſcheiben 
ſprungweiſe nach einander hinter einer Reihe entſprechender Oeffnungen 
ſichtbar werden, ſo daß das Gewicht des über die Waage gegangenen 
Materials beziehungsweiſe — bei den Waagen mit Füllungsregiſtrirung — 
die Anzahl der von der Waage ausgeſchütteten Füllungen ſofort ziffermäßig 
erſichtlich iſt. 

Nebenzählwerke mit anderen Angaben ſind nicht geſtattet, doch iſt 
es bei dieſen Wägungseinrichtungen zuläſſig, ſogenannte Abſtellvorrich⸗ 
tungen mit einem Gangwerke, welches der aichamtlichen Prüfung nicht 
unterliegt, derartig in Verbindung zu bringen, daß durch Zuſammen⸗ 
wirken beider die Waage nach einer gewünſchten vorher eingeſtellten 
Anzahl von Ausſchüttungen ſelbſtthätig außer Betrieb geſetzt wird. 
Die zur Abwägung von pulver⸗ und ſandförmigen Materialien be⸗ 
ſtimmten ſelbſtthätigen Regiſtrirwaagen ſollen nur zuläſſig ſein, wenn 
die Zuführung des zu verwägenden Materials mittelſt einer beſonderen 
mechaniſchen Zuführungseinrichtung, z. B. einer Transportſchnecke erfolgt, 
welche das Material in einen über der Waage angebrachten Einlauf⸗ 
trichter gleichmäßig und ſtetig einſchüttet. Sowohl dieſe Zuführungs⸗ 
einrichtung als auch der Einlauftrichter ſollen mit den übrigen Theilen 
der Waage derartig verbunden ſein, daß ſie gegen Löſung oder Ver⸗ 
änderung dieſer ihrer Verbindung durch Stempelung oder geſtempelte 
Plombirung geſichert werden können. Die Zuführungseinrichtung ſoll 
an erſichtlicher Stelle und in deutlicher Schrift die Angabe derjenigen 
beiden Grenzwerthe ihrer Betriebsgeſchwindigkeit enthalten, bei welchen 
die Waage auch ohne völlige Ausnutzung des für die Regulireinrichtung 
(Nr. 4) gewährten Spielraumes noch innerhalb der Fehlergrenze richtige 
Angaben macht, z. B. bei einer Transportſchnecke in der Form: Die 
Waage iſt nur gebrauchsfähig bei .... bis .... Touren der 

Te 
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Schnecke in der Minute, mit Eintragung der größten und kleinſten 
Umdrehungszahl der Schnecke in der Minute, bei welchen die vorſtehende 
Bedingung noch erfüllt iſt. 


Die ſelbſtthätigen Regiſtrirwaagen ſollen an erſichtlicher Stelle und auf 


derſelben Seite, auf welcher ſich die Regiſtrireinrichtung befindet, ein 
Schild tragen, auf welchem in deutlicher Schrift außer dem Namen 
und Wohnort des Verfertigers und einer laufenden Fabriknummer die 
Angabe enthalten iſt: 


Wage für: la Alam 


mit Eintragung des Materials oder der Gruppe von Materialien, für 
welche die Waage beſtimmt iſt, und für welche demgemäß ihre aich⸗ 
amtliche Beglaubigung ausſchließlich erfolgt. 

Mit Rückſicht auf die Vorſchrift unter Nr. 4 ſoll außerdem auf 
dem Schilde der Waage zu den obigen Angaben ausdrücklich hinzu⸗ 
gefügt ſein: „Eine Regulireinrichtung“ dient zur Richtigſtellung der 
Füllungen vor der Verwägung jedes beſonderen Materials vorſtehender Art. 

Die Angabe des Schildes, betreffend das Material oder die Gruppe 
von Materialien, für welche die einzelne Waage zuläſſig ſein ſoll, wird 
hiernach nur in dem Sinne durch die Stempelung mitbeglaubigt, daß 
erfahrungsmäßig mit hinreichender Sicherheit anzunehmen iſt, die Ein⸗ 
richtung der Waage, insbeſondere die Regulireinrichtung, werde aus⸗ 
reichen, um für ſämmtliche in der bezüglichen Angabe des Schildes 
enthaltenen Materialien die Richtigſtellung der Angaben zu ermöglichen. 


Auf den Schildern der für eines oder mehrere der im Eingange 
genannten pulver⸗ oder ſandförmigen Materialien beſtimmten Waagen 
dürfen keinerlei kleinkörnige Früchte oder daraus hergeſtellte körnige 
Fabrikate genannt ſein und umgekehrt. 

Unter denjenigen Waagen, auf deren Schild nur ein einzelnes 
der im Eingange dieſes Paragraphen genannten Materialien genannt 
iſt, dürfen diejenigen für Hafer und diejenigen für Palmkerne nur für 
eine größte zuläſſige Laſt von 37,5 beziehungsweiſe von 50 Kilogramm 
und mehr beſtimmt ſein. 


Bezüglich der Zuläſſigkeit von Kollektivangaben auf dem Schilde 
gilt Folgendes: 


a. auf dem Schilde einer Waage von 5 Kilogramm Füllungsgewicht 
darf ſich eine der folgenden Kollektivangaben vorfinden: 
Waage für Grütze und Gries; 
Waage für Gerſte und geputztes Malz; 
Waage für Weizen und Roggen, 


Waage für Raps, Rüb⸗ und Leinfamen; 
Waage für trockene mineraliſche Körper in Pulverform, 

b. auf dem Schilde einer Waage von 10 Kilogramm Füllungsgewicht 
darf ſich eine der vorſtehend unter à aufgeführten Kollektivangaben 
oder eine der folgenden vorfinden: 

Waage für Mais und Hülfenfrüchte; 
Waage für Mehl, Grütze und Gries, 

e. auf dem Schilde einer Waage von 20 oder 25 Kilogramm Füllungs⸗ 
gewicht darf ſich eine der vorſtehend unter a und b aufgeführten 
Kollektivangaben oder eine der folgenden vorfinden: 

Waage für Weizen, Roggen, Reis, Raps, Rüb⸗ und Leinſamen; 
Waage für Weizen, Roggen, Gerſte, Reis, Mais, Hirſe, Buch⸗ 
weizen und Graupen; 

d. auf dem Schilde einer Waage von 50 Kilogramm und mehr 
Füllungsgewicht dürfen entweder ſämmtliche im Eingange dieſes 
Paragraphen unter b genannten kleinkörnigen Früchte und daraus 
hergeſtellten körnigen Fabrikate genannt ſein, oder es darf ſich auf 
ihrem Schilde eine der vorſtehend unter a, b und ce aufgeführten 
Angaben oder die folgende Angabe vorfinden: 

Waage für Weizen, Roggen, Gerſte, geputztes Malz, Mais, 
Reis, Hülſenfrüchte, Raps, Rüb⸗ und Leinſamen. 


F. 64. 
Innezuhaltende Fehlergrenzen. 

In Bezug auf die bei gehöriger Einſtellung der Regulireinrichtung zu 
erreichende Genauigkeit in den Leiſtungen der ſelbſtthätigen Regiſtrirwaagen, ſowie 
in Bezug auf die Gleichmäßigkeit der einzelnen Füllungen derſelben ſoll bei der 
Aichung mindeſtens folgenden Anforderungen genügt werden: 

4 Nachdem unter ſucceſſiver Einſtellung der Regulireinrichtung auf ihre beiden 
außerſten Grenzen die Ermittelung des Gewichtes von je zehn einzelnen regelrecht 
zu Stande gekommenen Füllungen erfolgt, und aus den beiden Geſammtergebniſſen 
des Gewichtes dieſer Gruppen von Füllungen diejenige Stellung der Regulir⸗ 
einrichtung beſtimmt worden ift, bei welcher für das zu der Prüfung verwendete 
Material die Uebereinſtimmung zwiſchen dem wirklichen Gewichte der Füllungen 
1 5 ihrem regiſtrirten Sollgewichte erreicht ſein müßte, darf das alsdann bei dieſer 
lezteren Stellung der Regulireinrichtung ermittelte Geſammtgewicht von wiederum 
D n einzelnen regelrecht zu Stande gekommenen Füllungen von dem regiſtrirten 

ollgewichte im Mehr oder im Minder nicht um mehr als ein Gramm für jedes 
Kilogramm des letzteren abweichen. 

„ Zugleich darf bei keiner einzigen der vorſtehenden Ermittelungen des Ger 
wichtes einzelner Füllungen eine Abweichung von dem Durchſchnittsergebniſſe der 
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zehn bei derſelben Stellung der Regulireinrichtung gemachten Ermittelungen ge 
funden werden, welche mehr beträgt als 


25 Gramm bei einem Füllungsgewicht von 5 Kilogramm 
30 . = s - re 10 

40 Du > ke . „e. 20 und 28 

45 N . . e e 37,5 

50 5 - . . „ 50 

60 . . . . A . ui. 75 . 
FOH. DE : An ee 100 


bei noch größerem Füllungsgewichte für je 50 Kilogramm mehr ein Zufchlag 
von 35 Gramm. 

Als Füllungsgewicht der Waagen mit bloßer Füllungsregiſtrirung (ſiehe 
§. 63 unter Nr. 2) iſt hierbei der Betrag von 75 Kilogramm anzunehmen. 


III. Geringere Waagen. 


$. 65. 
IIIa. Waagen für Eiſenbahnpaſſagiergepäck und Waagen für Dofivädereien ohne 
angegebenen Werth. 

Zum Abwägen von Eiſenbahnpaſſagiergepäck und von Poſtpäckereien ohne 
angegebenen Werth find ſolche, im Allgemeinen weniger genaue, aber ſchnelleres 
Arbeiten geſtattende Wägungseinrichtungen zuzulaſſen, bei welchen das Gewicht 
der verſchiedenen Laſten nicht durch die Gegenwirkung entſprechender Gewichtsſtücke 
oder verſchiebbarer Laufgewichte, unter jedesmaliger Zurückführung der Waage in 
die Nähe einer und derſelben Gleichgewichtslage, ermittelt wird, ſondern bei welchen 
die Gewichtsermittelung lediglich durch die unmittelbare oder mittelbare Beobachtung 
des jedesmaligen Neigungswinkels eines Hebelſyſtems geſchieht. Die Veränderungen 
dieſer Neigungswinkel, welche von dem Verhältniß der jedesmaligen Laſt zu einem 
und demſelben feſten Gegengewichte oder zu der Elaſtizität einer Feder abhängig ſind, 
werden hierbei auf Kreisbogeneintheilungen oder auf Zifferblättern ablesbar gemacht. 

Waagen ſolcher Art ſind zuzulaſſen, wenn ſie folgenden Vorſchriften genügen: 

1. Sie ſollen an erſichtlicher Stelle, etwa in der Nähe der Ableſungs⸗ 

einrichtung, ein Schild tragen, auf welchem in deutlicher Schrift die 
Bezeichnung: Waage für Eiſenbahnpaſſagiergepäck beziehungs⸗ 
weiſe Waage für Poſtpäckereien ohne angegebenen Werth ent— 
halten iſt. 

2. Ihre Einrichtungen ſollen den allgemeinen Vorſchriften des §. 55 unter 

Nr. 1 bis 3 genügen, und fie ſollen mit einem Pendelzeiger verfehen fein. 
3. Die Gewichtsangaben der Ableſungseinrichtung dürfen nur in der Kilo⸗ 
gramm⸗Einheit ausgedrückt fein, was durch Beiſetzung der Bezeichnung 
kg zu einer der Zahlenangaben augenfällig erkennbar gemacht fein foll. 
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Dasjenige Eintheilungs⸗Intervall, welches einem Belaſtungsunterſchiede 
von 1 Kilogramm entſpricht, darf nicht kleiner ſein als 5 Millimeter. 
Es ſollen geeignete Regulir⸗ und Tarirvorrichtungen vorhanden ſein, 
um die Gewichtsangaben jederzeit mittelſt geaichter Gewichte richtig 
ſtellen zu können. 
Die Empfindlichkeit ſoll eine derartige fein, daß ſowobl bei der größten 
zuläſſigen Belaſtung, welche von der Ableſungseinrichtung angegeben 
wird, als bei einer Belaſtung mit dem zehnten Theil dieſes Betrages 
eine an der Ableſungseinrichtung deutlich erkennbare Veränderung der 
Gleichgewichtslage der Waage eintritt, ſobald auf der Laſtſeite eine 
Zulage gemacht wird, welche 

bei Waagen für Eiſenbahnpaſſagiergepäck 200 Gramm, 

bei Waagen für Poſtpäckereien ohne angegebenen Werth 100 Gramm 
betragen ſoll. 
Die Abweichungen der Angaben von der Richtigkeit ſollen bei allen 
Belaſtungen zwiſchen der größten zuläſſigen Laſt und dem zehnten Theil 
ihres Betrages eine Fehlergrenze einhalten, welche 

bei Waagen für Eiſenbahnpaſſagiergepäck 200 Gramm, 

bei Waagen für Poſtpäckereien ohne angegebenen Werth 100 Gramm 
betragen ſoll. 
Jede Waage ſoll mit einer Abſtellvorrichtung verſehen ſein, durch welche 
ihr Hebelſyſtem vor den beim Aufbringen der Laſten ſtattfindenden 
Stößen bewahrt wird. 


$. 66. 
II b. Hökerwaagen. 


Zum Abwägen von Gegenſtänden des Wochenmarktverkehrs (vergl. Gewerbe⸗ 
ordnung vom 21. Juni 1869, F. 66) ſind gleicharmige Balkenwaagen von einer 
geringeren als der oben für den Handelsverkehr überhaupt vorgeſchriebenen Ge⸗ 
nauigkeit zur Aichung zuzulaſſen, wenn ſie 


1% 


2. 


3. 


den im $. 55 ſowie im F. 57 aufgeſtellten Zulaſſungsbedingungen 
genügen; 

für eine größte einſeitige Belaſtung von nicht mehr als 2 Kilogramm 
beſtimmt ſind; 

an jedem Arm einen angelötheten oder angenieteten Streifen mit der 
aufgeſchlagenen Bezeichnung H W tragen; und wenn 


die Zulage, welche bei ihrer Prüfung im Zuſtande der größten Be⸗ 


laſtung erforderlich iſt, um die Waage entweder, bei merklicher Ab⸗ 
weichung von der Richtigkeit, zum Einſpielen zurückzuführen oder, wenn 
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eine ſolche Abweichung nicht vorhanden iſt, vom Einſpielen merklich 
abzulenken, das Vierfache des entſprechenden Betrages nicht überſteigt, 
welcher im $. 60 bei den gleicharmigen Handelswaagen für dieſelbe 
größte Belaſtung zugelaſſen iſt. 


$. 67. 
Stempelung. 

1. Die Stempelung der Handelswaagen geſchieht, ſoweit nicht im Folgenden 
Abweichendes oder Zuſätzliches beſtimmt iſt, durch Aufſchlagen oder Aufdrücken eines 
Stempels auf einem der beiden Arme des Balkens, beziehungsweiſe bei Waagen 
mit mehreren verbundenen Hebeln auf einem Arme des die Gewichte tragenden 
Hebels. 

2. Bei feſt fundamentirten Brückenwaagen ſowie bei allen Waagen, welche 
für eine größte zuläſſige Laſt von mehr als 2 000 Kilogramm beſtimmt find, 
iſt die Stempelung ſo auszuführen, daß ſie neben dem Aichungsſtempel auch die 
Jahreszahl der Aichung enthält. 

3. Bei denjenigen Brückenwaagen, bei welchen das Traghebelſyſtem nicht 
frei liegt, ſoll eine Stempelung auch auf einem der Traghebel erfolgen. 

4. Bei den Laufgewichtswaagen wird je ein Stempel dicht hinter dem letzten 
Theilſtrich jeder Skale und je ein anderer Stempel dicht neben der Ableſungs⸗ 
marke jedes Laufgewichtes aufgeſchlagen oder aufgedrückt. 

5. Die Stempelung der gleicharmigen oberſchaligen oder Tafelwaagen 
($. 56 Ib) geſchieht ausſchließlich durch Aufätzen eines Stempels auf einen Arm 
des die Gewichtsſchalen tragenden Balkens. 

6. Zur Aufnahme der aufzudrückenden oder aufzuſchlagenden Stempel ſoll 
in allen Fällen, in welchen dieſelbe nach den Vorſchriften unter Nr. 1 bis 4 auf 
Stahl, Eiſen oder auf einem anderen Material von ähnlicher Härte und Ober⸗ 
flächenbeſchaffenheit erfolgen müßte, ein Pfropf oder eine Platte aus weichem 
Metall, welches zur deutlichen Ausprägung des Stempels geeignet iſt, angebracht 
und in unveränderlicher, nöthigenfalls auch durch Stempelung zu ſichernder Weiſe 
befeſtigt ſein. 

7. In entſprechender Weiſe iſt bei den gleicharmigen oberſchaligen Waagen 
an einer augenfälligen Stelle des Balkens beziehungsweiſe auf dem vorerwähnten 
Pfropf oder der Platte aus weichem Metall ein genügend großes und regelmäßig 
begrenztes Flächenſtück in ausreichender, metalliſch reiner und glatter Beſchaffenheit 
für die Aufnahme der Aetzſtempelung herzurichten. 

8. Falls die Zugehörigkeit der Angabe der größten zuläſſigen Laſt zu einer 
Waage nicht durch die Art der Anbringung ſelbſt geſichert iſt, muß dies durch 
geeignete Stempelung bewirkt werden. Erfolgt die Aufſchlagung oder Aufätzung 
der Angabe der größten zuläſſigen Laſt erſt durch das Aichamt, ſo ſoll hierfür, 
ebenſo wie für die vorgeſchriebene Stempelung, eine geeignete Fläche, unter den 
entſprechenden Umſtänden alſo ein untrennbar an der Waage angebrachter Pfropf 
oder dergleichen (ſiehe Nr. 6 und 7) dargeboten ſein. 
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4 9. Die Stempelung der Präziſionswaagen erfolgt ausſchließlich durch Auf⸗ 
atzung des Präziſionsſtempels auf den Balken. Hierfür ſoll auf letzterem in der⸗ 
ſelben Weiſe Vorkehrung getroffen ſein, wie ſolche unter Nr. 7 für die Tafelwaagen 
vorgeſchrieben iſt. 

10. Die Stempelung der ſelbſtthätigen Regiſtrirwaagen erfolgt zunächſt 
in der für Balkenwaagen vorgeſchriebenen Weiſe (Nr. 1 und 6), ſodann iſt das 
Zählwerk durch Stempelung oder geſtempelte Plombirung ſeines Verſchlußgehäuſes 
zu beglaubigen und gegen Veränderungen nach der Prüfung, ſowie gegen Löſung 
oder Veränderung ſeiner Verbindung mit dem Geſtell der Waage zu ſichern. 
Das Letztere hat bei den Waagen für pulver- und ſandförmige Materialien auch 
mit der mechaniſchen Zuführungseinrichtung (§. 63 Nr. 8), ſowie nöthigenfalls 
mit der auf dieſelbe bezüglichen Aufſchrift und mit dem Einlauftrichter zu geſchehen. 
Endlich iſt an einer geeigneten Stelle des Schildes, zugleich zur Befeſtigung des⸗ 
ſelben, eine Stempelung auszuführen, welche neben dem Aichungsſtempel die 
Jahreszahl der Stempelung enthält. 

11. Die Stempelung der Waagen für Eiſenbahnpaſſagiergepäck und der 
Waagen für Poſtpäckereien ohne angegebenen Werth geſchieht durch Aufſchlagen 
oder Aufdrücken eines Stempels mindeſtens an einer Befeſtigungsſtelle desjenigen 
Schildes, welches die beſondere Bezeichnung der betreffenden Waage enthält, und 
zwar auf den zu dieſem Zweck in geeigneten Dimenſionen herzuſtellenden Köpfen 
von kupfernen oder meſſingenen Schrauben nach Beſeitigung des Einſchnittes der⸗ 
ſelben. Außerdem iſt an einer geeigneten Stelle des Schildes oder der Befeſtigung 
desſelben, etwa auf einen Zinntropfen, eine Stempelung auszuführen, welche neben 
dem Aichungsſtempel die Jahreszahl der Aichung enthält. 

12. Die Stempelung der Hökerwaagen erfolgt durch Aufſchlagen oder Auf⸗ 
drücken eines Stempels auf die Löthnaht oder den Nietkopf, durch welche der die 
Bezeichnung H W enthaltende Blechſtreifen mit dem Waagebalken verbunden it, 
oder auf dem daſelbſt anzubringenden Zinntropfen. Dieſe Stempelungen ſind 
jedenfalls ſo zu bewirken, daß die Blechſtreifen ohne Verletzung des Stempels 
nicht entfernt werden können. 


$. 68. 
Gültigkeitsdauer der Stempelung bei gewiſſen Waagengattungen. 


. 1. Feſtfundamentirte Brückenwaagen, fowie alle ſolche Waagen, welche für 
eine größte zuläſſige Laſt von mehr als 2 000 Kilogramm beſtimmt find, dürfen im 
öffentlichen Verkehr nur bis zum Ablaufe von drei Jahren nach Schluß desjenigen 
Kalenderjahres angewendet werden, in welchem die Aichung oder eine Wiederholung 
der Aichung laut der aufgeſtempelten Angabe der Jahreszahl derſelben (ſiehe §. 67 
er. 2) erfolgt iſt. Dieſe Beſtimmung tritt vom 1. Januar 1888 an in Kraft. 

2. Selbſtthätige Regiſtrirwaagen dürfen im öffentlichen Verkehr nur bis 
zum Ablaufe von einem Jahre nach Schluß desjenigen Kalenderjahres angewendet 
werden, in welchem die Aichung oder eine Wiederholung der Aichung laut der 
aufgeſtempelten Angabe der Jahreszahl derſelben (fiehe §. 67 Nr. 10) erfolgt iſt. 
Reichs ⸗Geſetzbl. 1885. 1. 9 


3. Waagen für Eiſenbahnpaſſagiergepäck und Waagen für Poſtpäckereien 
ohne angegebenen Werth dürfen im Verkehr nach Schluß desjenigen Kalender⸗ 
jahres, in welchem die Aichung oder eine Wiederholung der Aichung laut der 
aufgeſtempelten Angabe der Jahreszahl derſelben (ſiehe $. 67 Nr. 11) erfolgt iſt, 
nur bis zum Ablauf einer Friſt angewendet werden, welche bei erſteren Waagen 
ein Jahr, bei letzteren Waagen zwei Jahre beträgt. 


VII. Meßwerkzeuge zur Beſtimmung des Stärkegrades weingeiſtiger 
Slüſſigkeiten. 


Alkoholometer und Thermometer. 


$. 69. 
Zuläſſige Meßwerkzeuge. 
Zur Ermittelung des Alkoholgehaltes weingeiſtiger Flüſſigkeiten werden 
zugelaſſen 
ſolche Alkoholometer, welche den Alkoholgehalt in Volumen-Prozenten 
nach Tralles angeben, und 
ſolche Thermometer, welche die Temperatur in Graden nach Réaumur 
angeben. 
Soll: 
Material, Geſtalt und fonftige Beſchaffenheit. 

1. Zuläffig find nur gläſerne Alkoholometer und Quedfilber- Thermometer. 

2. Das Alkoholometer und das Thermometer ſollen derartig mit einander 
verbunden ſein, daß das Queckſilbergefäß des letzteren zugleich als die erforderliche 
und ausreichende Beſchwerung des Alkoholometers dient, und daß beide zuſammen 
äußerlich ein Inſtrument, das Thermo⸗Alkoholometer, bilden. 

3. Die äußeren Flächen ſowohl des unteren Glaskörpers als der Spindel 
eines Thermo⸗Alkoholometers ſollen einen gleichmäßigen, zu der Achſe des In⸗ 
ſtrumentes ſymmetriſchen Verlauf haben „und die Maſſenvertheilung innerhalb des 
ganzen Inſtrumentes ſoll ſo angeordnet ſein „daß die Spindel beim Eintauchen 
in eine weingeiftige Flüſſigkeit ſich lothrecht einſtellt. a 

In den Glaswänden dürfen keine die Ableſung der Skalen verfälſchenden 
oder erſchwerenden Knötchen, Schlieren und dergleichen vorhanden ſein. 

5. Die obere Abſchlußfläche der Spindel (Spindelkuppe) ſoll ebenfalls 
einen gleichmäßigen, durch keine gröberen Unebenheiten unterbrochenen Verlauf 
haben, jo daß fie zur Aufnahme eines Aetzſtempels geeignet iſt; auch darf ſie von 
dem anſchließenden Theil der Spindel durch keinerlei ſolche Einbuchtungen oder 
Erhöhungen geſchieden ſein, welche die Aufbringung eines Stempels an dieſer 
Stelle (ſiehe $. 73 Nr. 1) verhindern würden. Von dem Ende der Alkoholo⸗ 
meterſkale ſoll die Kuppe wenigſtens 15 Millimeter entfernt ſein. 
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6. Der größte äußere Durchmeſſer des unteren Glaskörpers darf 28 Milli- 
meter nicht überſteigen. 

7. Die zur letzten Berichtigung eines Thermo⸗Alkoholometers auf der 
Innenſeite der Thermometerſkale etwa angebrachten Beſchwerungen (Tarirungs⸗ 
mittel) ſollen entſprechend dem Zweck einer letzten Ausgleichung in geordneter 
Weiſe derartig befeſtigt ſein, daß ſie weder durch Einwirkungen von außen ver⸗ 
rückbar ſind, noch ſich von ſelbſt loslöſen können. 

8. Die beiden auf Papier aufzutragenden Skalen eines Thermo-Alkoholo—⸗ 
meters ſind an den Glaswänden unveränderlich zu befeſtigen, keinesfalls alſo mit 
eh Bindemitteln, welche von außen, z. B. durch Erwärmung, gelöft werden 
önnen. 

9. Die ſämmtlichen Theilſtriche der Alkoholometer⸗ und der Thermometer⸗ 
ſkale ſind in Schwarz auszuführen. Es iſt zuläſſig, die Theilſtriche für die vollen 
Prozente und bei Theilung der Alkoholometerſkale in Zehntel- Prozente (ſiehe Nr. 15) 
auch für die halben Prozente etwas länger als die übrigen Striche zu machen, 
doch ſollen auch die kürzeſten Striche ſich bis auf mindeſtens des Umfanges der 
Spindel erſtrecken. Die Striche der Thermometerſkale ſollen in nicht unterbrochenem 
Zuge verlaufen und zu beiden Seiten der Thermometerröhre ſichtbar werden. 

10. Die Alkoholometerſkale ſoll in die Erweiterung des unteren Endes der 
Glasſpindel hineinreichen, doch dürfen nur ſo weit Skalenſtriche aufgetragen ſein, 
als die Spindel noch vollſtändig cylindriſch iſt. 

Ebenſo dürfen Skalenſtriche nicht mehr auf den unteren Theil der Thermo⸗ 
meterſkale aufgetragen ſein, ſobald dieſe über das untere umgebogene Ende der 
ſonſt geraden Thermometerröhre hinausreicht. 

5 Der obere Theil der Thermometerſkale darf in die Glasſpindel nicht hinein— 
reichen. 

. 11. Die Alkoholometer⸗ und die Thermometerſkale ſollen ohne augenfällige 
Eintheilungsfehler ausgeführt ſein, insbeſondere dürfen benachbarte Intervalle 
höchſtens um den vierten Theil ihrer Länge von einander abweichen. 

12. Die Thermometerſkale der gewöhnlichen Thermo⸗Alkoholometer (ſiehe 
$$. 71 und 72) ſoll in ganze oder in halbe Grade eingetheilt ſein und von 
mindeſtens 10 Grad unter Null bis mindeſtens 25 Grad über Null reichen. 
Die Länge des Intervalles von 1 Grad darf nicht kleiner als 1 Millimeter ſein. 

13. Die Alkoholometerfkale der gewöhnlichen Thermo-Alkoholometer ſoll in 
halbe Prozente eingetheilt ſein und darf nicht mehr als 60 Prozent⸗Intervalle um⸗ 
faſſen. Die Länge des Intervalles von 1 Prozent darf für Alkoholgehaltsangaben 
von mehr als 40 Prozent an keiner Stelle weniger als 1,5 Millimeter, für 
Alkoholgehaltsangaben von weniger als 40 Prozent an keiner Stelle weniger als 
3 Millimeter betragen. 

14. Die Thermometerffale der ſogenannten Normal⸗Thermo-⸗Alkoholometer 
(ſiehe $$. 71 und 72) ſoll in halbe oder in Fünftel⸗Grade eingetheilt fein und den— 
ſelben Umfang wie bei den gewöhnlichen Thermo-Alkoholometern haben. Die 
Länge des Intervalles von 1 Grad darf nicht kleiner als 2 Millimeter ſein. 
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15. Die Alkoholometerſkale der Normal⸗Thermo⸗Alkoholometer ſoll in 
Fünftel⸗ oder in Zehntel⸗Prozente eingetheilt fein und darf Alkoholgehalte unter 
40 Prozent nicht angeben. Eine in Fünftel⸗Prozente eingetheilte Skale darf nicht 
mehr als 40 Prozent⸗Intervalle, eine in Zehntel⸗ Prozente eingetheilte Skale nicht 
mehr als 25 Prozent⸗Intervalle umfaſſen. Die Länge des Intervalles von 
1 Prozent darf bei einer in Fünftel⸗Prozente eingetheilten Skale an keiner Stelle 
weniger als 3 Millimeter, bei einer in Zehntel⸗Prozente eingetheilten Skale an 
keiner Stelle weniger als 5 Millimeter betragen. 

16. Nebeneintheilungen, die ſich auf andere Alkoholgehalts⸗ beziehungsweiſe 
Temperaturangaben beziehen als im F. 69 vorgeſchrieben werden, ſind auf den 
Skalen unzuläffig. 

S. E 
Bezeichnung. 

Die Thermometerſkale ſoll die deutliche Bezeichnung Temperatur nach 
Réaumur enthalten. Die Alkoholometerſkale ſoll, falls dieſelbe nur in halbe Pro⸗ 
zente eingetheilt iſt (ſiehe $. 70 Nr. 13), die Bezeichnung: Thermo-⸗Alkoholo— 
meter, falls dieſelbe in Fünftel⸗ oder Zehntel⸗Prozente eingetheilt iſt (ſiehe $. 70 
Nr. 15), die Bezeichnung: Normal⸗Thermo-Alkoholometer enthalten. Außer⸗ 
dem ſoll die Alkoholometerſkale die Angabe: Volumen⸗Prozente nach Tralles, 
die laufende Fabriknummer, ſowie den Namen und Wohnort des Verfertigers 
und die Jahreszahl der Anfertigung des Inſtrumentes enthalten. Die Numerirung 
der Grad⸗ und Prczentſtriche ſoll in deutlicher und überſichtlicher Weiſe ausge⸗ 
führt fein; ſolche Bezeichnungen der Theilſtriche, welche ſich auf andere Angaben 
als die im H. 69 aufgeführten beziehen, find unzuläſſig. 

ar 
Innezuhaltende Fehlergrenzen. 
Die im Mehr oder im Minder zuzulaſſenden Fehler dürfen höchſtens betragen: 


bei Normal» bei gewöhnlichen 
Thermo⸗ Thermo⸗ 
Alkoholometern: Alkoholometern: 
am Alkoholometer 0, Prozent 0,25 Prozent 
Thermometer 1 0,15 Grad R. 0,3 Grad R. 


Die Ermittelung der Fehler der Alkoholometerſkale bezieht ſich auf die⸗ 
jenigen Angaben derſelben, welche an der Durchſchnittslinie des Flüſſigkeitsſpiegels 
mit der Eintheilungsfläche der Spindel von einem unterhalb der Ebene des erſteren 
befindlichen Auge abgeleſen werden. 


8 
Stempelung. 
1. Die Stempelung erfolgt durch Aufätzen eines Stempels auf die Spindel⸗ 
kuppe (F. 70 Nr. 5) und eines zweiten Stempels möglichſt nahe an der Kuppe 
auf das oberhalb des Endes der Skale liegende Spindel⸗Ende. 
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ch Die Normal⸗Thermo⸗Alkoholometer erhalten dabei den Präziſtonsſtempel 
(ſiehe $. 79). 

2. Auf die Spindel wird oberhalb des oberen Randes der Alkoholometer⸗ 
ſkale eine breite Marke aufgeätzt, welche ſich mindeſtens über die Hälfte des 
Spindelumfanges erſtrecken, und deren der Skale zugekehrte Grenzlinie, wenn 
man das Auge in die Ebene des betreffenden Skalenrandes hält, mit dem letzteren 
zuſammenfallen ſoll. 

3. Auf den Glaskörper wird die Angabe des Gewichtes des Inſtrumentes 
in Milligramm aufgeätzt. 

4. Die jedem geaichten Inſtrument beizugebende Reduktionstafel, welche 
zur Berechnung des wahren Alkoholgehalts aus den Angaben des Thermo⸗ 
Alkoholometers dienen ſoll, wird durch Stempelung beglaubigt. 


VIII. Gasmeſſer. 


1 
Zuläſſige Gasmeſſer. 
Zuläſſig ſind nur ſolche Gasmeſſer, welche die hindurchgehende Gasmenge nach 
metriſchem Maaß angeben. 
$. 75. 
Beſchaffenheit und Einrichtung der Gasmeffer. 
Zuzulaſſen ſind: 
A. Naſſe Gasmeſſer, 
d. h. ſolche, bei denen die Meſſung des Gaſes durch eine rotirende, zum Theil 
in Waſſer oder in eine andere Flüſſigkeit eintauchende Vorrichtung erfolgt, 
wenn dieſelben den folgenden näheren Beſtimmungen entſprechen: 

1. Das als Flüſſigkeitsbehälter dienende Gehäuſe, welches zugleich die gas⸗ 
führenden Räume umſchließt, ſoll vollkommen gasdicht und derart 
zuſammengeſetzt ſein, daß ohne Verletzung der auf den Verbindungs⸗ 
ſtellen der einzelnen Theile anzubringenden Stempel die in dem Gehäuſe 
ſich befindende, um eine horizontale Achſe drehbare Meßvorrichtung 
(Trommel), ſowie die übrigen für die Gasmeſſung weſentlichen inneren 
Konſtruktionstheile nicht willkürlich abgeändert werden können. 

2. Jedes zum Zuführen oder Abführen von Flüſſigkeit beſtimmte Rohr 
ſoll mit einem gasdichten hydrauliſchen Abſchluſſe von mindeſtens 40 Milli⸗ 
meter Höhe verſehen ſein. 

3. Die zur Regulirung oder zur Kontrole des Flüſſigkeitsſtandes dienenden 
Theile der Einrichtungen (Flüſſigkeitsſtandrohr, Abſchlußventil, Flüſſig⸗ 
keitsſtandzeiger u. dergl.) ſollen entweder derartig beſchaffen ſein, daß 
bei Aufſtellung des Gasmeſſers auf einer waagerechten Ebene der Flüſſig⸗ 
keitsſtand gegen den bei der Aichung eingehaltenen normalen Stand 
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ſolche Veränderungen, durch welche die Angaben des Gasmeſſers 
über den doppelten Betrag der Fehlergrenze hinaus ($. 77) verfälſcht 
werden würden, nicht erfahren kann, ohne daß die Gefahr einer Ab- 
ſperrung des Gaſes eintritt, oder es ſollen unter entſprechenden Auf⸗ 
ſtellungsverhältniſſen die bezüglichen Veränderungen des Flüſſigkeits⸗ 
ſtandes in der Trommel gegen den bei der Nichung eingehaltenen 
normalen Stand an einem äußeren, mit den meſſenden Räumen in 
ſicherer Kommunikation ſtehenden Flüſſigkeitsſtandrohr leicht und ſicher 
erkennbar ſein. i 

Abſperrvorrichtungen der vorerwähnten Art ſollen unbedingt bei 
allen Gasmeſſern für weniger als 100 Flammen ($. 76 Nr. 4 b) vor⸗ 
handen ſein. Bei größeren Gasmeſſern, bei welchen Abſperrvorrichtungen 
fehlen dürfen, iſt der normale Flüſſigkeitsſtand durch eine Marke 
(Zeiger, Viſir oder dergl.) in deutlicher Weiſe zu kennzeichnen (ſiehe $. 78). 
Die zur Einhaltung des normalen Flüffigfeitsftandes dienenden Theile 
ſollen derartig eingerichtet und angebracht ſein, daß es nicht möglich 
iſt, Abänderungen derſelben leicht und ſchnell auszuführen oder zu 
beſeitigen, ohne die Stempelung ($. 78) zu verletzen. 


Das Zählwerk ſoll ſo angebracht fein, daß es ohne Verletzung der die 


Verbindung desſelben mit dem Gasmeſſer ſichernden Stempelung nicht 
zugänglich iſt. 

Nur bei denjenigen Gasmeſſern für 100 oder mehr Flammen 
($. 76 Nr. 4b), welche in gußeiſernen Gehäuſen eingeſchloſſen find 
(Stationsgasmeſſer), ſoll es zuläſſig fein, das Zählwerk abnehmbar 
anzubringen, falls dasſelbe ſo eingerichtet iſt, daß wenigſtens das Räder⸗ 
werk ohne Verletzung einer in geeigneter Weiſe auszuführenden Stem⸗ 
pelung ($. 78) einer Abänderung nicht zugänglich iſt. 


Zuzulaſſen ſind auch ferner: 


B. Trockene Gasmeſſer, 


d. h. ſolche, bei denen die Meſſung des Gaſes durch ein Syſtem von Kammern 
ohne Begrenzung durch Flüſſigkeitsſtände erfolgt, 


wenn dieſelben den folgenden näheren Beſtimmungen entſprechen: 


1. 


2. 


Die meſſenden Kammern und die Ventile ſollen von einem gasdichten 
Gehäuſe umſchloſſen ſein. 

Die meſſenden Kammern ſollen gasdichte Scheidewände haben und der— 
artig eingerichtet ſein, daß nach Erfahrungen oder Verſuchen, welche in 
Betreff der Leiſtungen von Gasmeſſern von entſprechender Einrichtung 
und von derſelben Verfertigungsſtelle vorliegen, ſolche Veränderungen 
der meſſenden Räume, durch welche die Angaben des Gasmeſſers über 
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das Doppelte der Fehlergrenze hinaus ($. 77) verfälſcht werden würden, 
bei der Anwendung nicht eintreten und auch nicht durch willkürliche 
Eingriffe ohne Verletzung der Stempelung des Gasmeſſers hervor⸗ 
gerufen werden können. 


3. Hinſichtlich des Zählwerks gilt dasſelbe wie unter A Nr. 5. 


$. 76. 
Bezeichnung. 
Auf jedem Gasmeſſer ſoll untrennbar von demſelben angegeben ſein: 
1. der Name und Wohnort des Verfertigers, 
2. die laufende Fabriknummer und die Jahreszahl der Anfertigung, 
3. der Inhalt des meſſenden Raumes nach Liter in der Form: 


N e 


4. der größte ſtündliche Gasverbrauch, und zwar: 


a. nach dem Gasvolumen, welches der Gasmeſſer in einer Stunde 
durchlaſſen ſoll, in der Form: 


Vr— 4" ehr 


b. nach der Anzahl der ſogenannten Flammen, welche der Gasmeſſer 
zu ſpeiſen beſtimmt iſt. 

Beide Angaben ſollen ein ſolches Verhältniß zu einander 
einhalten, daß auf eine Flamme mindeſtens ein ſtündlicher Ver⸗ 
brauch von 142 Litern gerechnet iſt, 

5. eine Kennzeichnung des Konſtruktionsſyſtems, welchem der Gasmeſſer 

angehört. 

Das Zählwerk ſoll die Angabe enthalten, daß es nach metriſchem Maaß 
regiſtrirt, außerdem ſoll der Betrag der Intervalle jeder Zählſcheibe, auch der die 
kleinſten Einheiten enthaltenden (Literſcheibe, Literzifferblatt), entweder deutlich 
erkennbar oder ausdrücklich angegeben ſein. 

Die Bezifferungen auf den Zählſcheiben ſollen nur nach Kubikmeter oder 
Liter beziehungsweiſe ihren Zehnfachen, Hundertfachen u. ſ. w. fortſchreiten. 

Bei Stationsmeſſern ($. 75 A Nr. 5) ſollen auch auf dem Zählwerke der 

Name und Wohnort des Verfertigers und die laufende Fabriknummer des Gas⸗ 
meſſers nebſt der Jahreszahl der Anfertigung angegeben ſein. 
a Auf jedem Gasmeſſer, welcher wieder zur Aichung gelangt, nachdem er 
einer mit Oeffnung des Gehäuſes und demgemäß mit Beſeitigung der Stempelung 
verbundenen Reparatur unterzogen worden iſt, ſollen außer den Angaben unter 
ir. 1 bis 5 auch der Name und Wohnort desjenigen Fabrikanten, welcher die 
Reparatur ausgeführt hat, und die Jahreszahl der Reparatur angegeben ſein. 
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In den nach Nr. 3 und 4 anzubringenden Angaben dürfen auch die vollen 
Bezeichnungen: Liter und Kubikmeter zur Anwendung kommen. 


8 
Jnnezuhaltende Fehlergrenzen. 


Der im Mehr oder im Minder zuzulaſſende Fehler eines Gasmeſſers darf 
höchſtens zwei Prozent des bei der aichamtlichen Richtigkeitsprüfung an ſeinem 
Zählwerk abgeleſenen Meſſungsergebniſſes betragen. 


8 
Stempelung. 


Die Stempelung geſchieht durch Aufſchlagen oder Aufdrücken des Stempels 
auf Zinntropfen, welche in ſolcher Weiſe angebracht ſein ſollen, daß eine Trennung 
der Theile, aus denen das umſchließende Gehäuſe beſteht, eine Oeffnung des Zähl⸗ 
werkes oder eine Abtrennung der geſonderten Schilder, auf denen etwa die im 
F. 76 vorgeſchriebenen Bezeichnungen aufgetragen find, nicht ohne Verletzung der 
Stempel erfolgen kann. Statt auf Zinntropfen iſt auch die Stempelung auf 
Siegellack zuläſſig. 

Alle Einrichtungen, welche zur Einhaltung des normalen Flüſſigkeitsſtandes 
bei naſſen Gasmeſſern dienen, ſollen, ſofern ſie nicht ſo beſchaffen ſind, daß will⸗ 
kürliche Veränderungen dieſer Begrenzung nach der Aichung ausgeſchloſſen ſind, 
durch Löthung und Stempelung oder durch geſtempelte Plombirung gegen der⸗ 
artige Veränderungen beſonders geſichert werden. 

Bei Stationsgasmeſſern iſt auch die Verbindung der Hauptwellen des Gas⸗ 
meſſers und des Zählwerkes mit den auf dieſelben aufgeſteckten Uebertragungs⸗ 
mechanismen durch Stempelung zu ſichern. 


Zweiter Abſchnitt. 
Stempelzeichen. 


$. 79. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
Als das übereinſtimmende Stempelzeichen, welches zur Beglaubigung der 
geaichten Gegenſtände anzuwenden iſt, wird ein gewundenes Band mit der In⸗ 
ſchrift D. R. in der nachſtehenden typiſchen Ausführung beſtimmt: 


(A 


2 


= 


Für die Beglaubigung von Präziſions⸗Maaßen und -Mefwerkeugen, 
Gewichten und Waagen erhält das Stempelzeichen außerdem innerhalb des ge⸗ 


